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Vorwort

Zentrales Element rechtsstaatlicher Ordnung
ist das verfassungsrechtlich garantierte Prinzip
der Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 2 GG).
Gemaf3 diesem Prinzip wird staatliche Gewalt
durch besondere Organe der Gesetzgebung,
dervollziehenden Gewalt und der Rechtspre-
chung ausgeiibt.

Die gesetzliche Unfallversicherung als ein Zweig
der Sozialversicherung gehort nicht zur Gesetz-
gebung, nicht zur Rechtsprechung, sondern

zur vollziehenden Gewalt, also zur Exekutive.

In dieser Funktion fiihren die Trager der gesetz-
lichen Unfallversicherung in erster Linie Ge-
setze aus, auch wenn sie auf dem Gebiet der
Pravention selber Vorschriften erlassen konnen.

Einer der Grundpfeiler im System der gesetz-
lichen Unfallversicherung ist die paritatische
Selbstverwaltung. Arbeitgeberinnen, Arbeit-
geber und Versicherte wirken mit einer gleichen
Zahlvon Vertreterinnen und Vertretern in allen
wichtigen Entscheidungsgremien der Berufs-
genossenschaft mit.

Beschliisse, auch tiber Verwaltungsgeschafte
grundsatzlicher Art, fassen Vorstand und Ver-
treterversammlung. Uber Renten nach einem
Arbeitsunfall oder bei einer Berufskrankheit
entscheiden Rentenausschiisse bzw. Wider-
spruchsausschiisse. Sie sind paritatisch

mit je einem Vertreter oder einer Vertreterin
der Arbeitgebenden und der Versicherten
besetzt.

In dieser Konsequenz bedeutet paritdtische
Selbstverwaltung fiir die Praxis:

Alle wichtigen Entscheidungen der Berufsge-
nossenschaft werden von der Selbstverwaltung
mitgetragen. Im Entschadigungsbereich ist
diese Zahl der Entscheidungen besonders
hoch: Hier geht es nicht um Grundsatz-, sondern
um Einzelfallentscheidungen. Das Prinzip der
Selbstverwaltung ersetzt dabei nicht das Ver-
waltungshandeln, sondern schliefit es mit
einer Entscheidung ab.

Mit den Erfahrungen ihrer Vertreterinnen und
Vertreter aus dem Arbeitsalltag leistet die
Selbstverwaltung einen Beitrag zur Sachndhe
der Entscheidungen. Sie ist fiir die Berufsgenos-
senschaft zugleich ein wichtiges Bindeglied
nach aufien. Sie kann helfen, berufsgenossen-
schaftliche Entscheidungen verstandlich

zu machen.

In der Gewaltenteilung ist die vollziehende
Gewalt in ihren Entscheidungen natiirlich an
Recht und Gesetz gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG).
Alle Entscheidungen kdnnen von der Recht-
sprechung tiberpriift werden.

Die Broschiire soll eine Arbeitshilfe fiir Mitglieder
in den Rentenausschiissen und Widerspruchs-
ausschiissen sein. Sie gibt einleitend Auskunft
liber organisatorische Fragen, die das Amt selbst
betreffen. Breiter Raum ist der Darstellung des
Verwaltungsverfahrens mit seinen Grundsatzen,
Regeln und Besonderheiten gewidmet. Der
Entscheidung im Ausschuss gehen nicht selten
recht umfangreiche und schwierige Ermittlungen
des Sachverhaltes voraus.

Die entscheidenden Fragen lauten: Welche
Tatsachen sind zu ermitteln und was muss mit
welchen Anforderungen bewiesen sein? Wie
lautet die drztliche Diagnose? Ist der Unfall-
hergang geklart? Sind alle gesundheitlichen
Beschwerden Folge des Unfalles? Ist bei einer
Berufskrankheit der arbeitstechnische Sachver-
halt ermittelt und was sagen die Arztinnen und
Arzte? Welche Besonderheiten gibt es bei Unfil-
len und welche bei Berufskrankheiten? Diese
Fragen miissen geklart sein, wenn Entscheidun-
gen in Rentenausschuss und Widerspruchs-
ausschuss getroffen werden. Hierfiir gibt die
Broschiire eine Orientierungshilfe. Sie schlief3t
mit einer Information zu den Leistungen nach
Eintritt eines Versicherungsfalls.
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1.1 Einleitung

Rentenausschiisse und Widerspruchsaus-
i schiisse sind paritdtisch, d.h. mit je einem
i Vertreter oder einer Vertreterin der Versicher-
i ten und der Arbeitgeber besetzt. Fiir die
Ausschussmitglieder werden zwei Stellver-
treter oder Stellvertreterinnen bestimmt.

1.1.1 Aufgaben des Renten-
ausschusses und des
Widerspruchsausschusses

Der Rentenausschuss trifft die erstmalige Ent-
scheidung tiber Renten und entscheidet tiber
Renten auf unbestimmte Zeit, (iber Renten-
erhdhungen, Rentenherabsetzungen sowie
Rentenentziehungen wegen Anderung der
gesundheitlichen Verhdltnisse.

Dariiber hinaus entscheidet der Rentenaus-
schuss tiber Abfindungen mit Gesamtvergiitun-
gen, Renten als vorldufige Entschadigungen,
laufende Beihilfen und Leistungen bei Pflege-
bedurftigkeit (vgl. § 36a Abs. 1Nr. 2 SGB IV
und § 39 Abs. 1 der Satzung).

In seiner Entscheidung vom 30.01.2020,
-B2U2/18R-(in: UVR 2020, 319 - 337) hat
sich das Bundessozialgericht u.a. mit der
Satzungsermdchtigung nach § 36a Abs. 1Nr. 2
SGB IV befasst. Dabei hat es festgestellt, dass
der Kompetenzkatalog des § 36a Abs. 1Nr. 2
SGB IV die isolierte Ablehnung eines Versiche-
rungsfalls nicht erfasst, auch wenn sie im
Einzelfall die Entscheidung tiber die (Nicht-)
Gewdhrung einer Verletztenrente prdjudizie-
rend vorwegnimmt. Solche Félle werden folglich
dem Rentenausschuss nicht vorgelegt.

Legt der oder die Versicherte gegen eine Ent-
scheidung des Rentenausschusses das Rechts-
mittel des Widerspruchs ein und wird dem
Widerspruch nicht stattgegeben, entscheidet
hieriber der Widerspruchsausschuss mit einem
Widerspruchsbescheid (vgl. § 36a Abs. 1Nr. 1
SGB IV und § 21 Abs. 1 der Satzung).
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Die Bildung der Rentenausschiisse und die
Bestellung ihrer Mitglieder erfolgt durch den
Vorstand (§17 Nr. 18 der Satzung).

1.1.2 Besetzung der Renten-
ausschiisse und der
Widerspruchsausschiisse

Rentenausschiisse und Widerspruchsaus-
schiisse sind paritdtisch, d. h. mit je einem
Vertreter oder einer Vertreterin der Versicher-
ten und der Arbeitgebenden besetzt. Fiir

die Ausschussmitglieder werden zwei Stell-
vertreter oder Stellvertreterinnen bestimmt.

Mitglieder der Rentenausschiisse kénnen nur
Personen sein, die die Voraussetzungen der
Wahlbarkeit als Organmitglied erfiillen (§ 20
Abs. 2 der Satzung). Die Bildung der Renten-
ausschiisse und die Bestellung ihrer Mitglieder
erfolgt durch den Vorstand (§ 17 Nr. 18 der
Satzung).

Mitglieder der Widerspruchsausschiisse kdnnen
ebenfalls nur Personen sein, die die Vorausset-
zungen der Wahlbarkeit als Organmitglied erfiillen
(§ 21 Abs. 3 der Satzung). Die Vertreterversamm-
lung bildet die Widerspruchsausschiisse und
bestellt ihre Mitglieder (§ 13 Nr. 17 der Satzung).
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Hinweis

Die Mitglieder
der Rentenaus-
schiisse iben
ihre Tatigkeit
ehrenamtlich
aus.

1.1.3 Ehrenamt

Die Mitglieder der Rentenausschiisse und
Widerspruchsausschiisse liben ihre Tatigkeit
ehrenamtlich aus. Sie diirfen wegen dieser
Tatigkeit weder behindert noch benachteiligt
werden (§ 40 Abs. 2 SGB IV). Aus dieser gesetz-
lichen Regelung wird allgemein das Recht der
Organmitglieder hergeleitet, zur Ausiibung ihres
Ehrenamtes von der Arbeit freigestellt zu wer-
den. Betriebliche Belange treten grundsatzlich
hinter der Gewdhrleistung einer ungestdrten
Ausiibung des Ehrenamtes zuriick. Das Organ-
mitglied hat aber die Pflicht, die Belange seiner
Amtsausiibung und die betrieblichen Erforder-
nisse gegeneinander abzuwagen. In Ausnahme-
fallen kann die arbeitsrechtliche Treuepflicht
vor der Verpflichtung zur Wahrnehmung des
Ehrenamtes vorgehen.

In der Praxis hat es sich bewahrt, im Verhinde-
rungsfall rechtzeitig einen neuen Termin fiir den
Rentenausschuss oder den Widerspruchsaus-
schuss zu vereinbaren. In jedem Fall sollten die
Mitglieder in den Rentenausschiissen und Wider-
spruchsausschiissen ihrer Unternehmensfiih-
rung rechtzeitig mitteilen, wann sie freigestellt
werden miissen.

Die Berufsgenossenschaft erstattet den Mitglie-
dern der Rentenausschiisse und Widerspruchs-
ausschiisse ihre baren Auslagen unter Anlehnung
an das Reisekostenrecht fiir den 6ffentlichen
Dienst (§ 12 Abs. 3, § 20 Abs. 3, § 21Abs. 3

der Satzung).

Ein etwa entstandener Verdienstausfall wird
ebenfalls nach Mafigabe der gesetzlichen Be-
stimmungen erstattet (§ 12 Abs. 4 der Satzung).

1.1.4 Amtsdauer

Die Mitglieder der Rentenausschiisse und
Widerspruchsausschiisse werden grundsatzlich
fir die Dauer von sechs Jahren bestellt.

Fiir die Amtsdauer und den Verlust der Mitglied-
schaft in Rentenausschuss oder Widerspruchs-
ausschuss gelten dieselben Regelungen wie fiir
Mitglieder in Vorstand oder Vertreterversamm-
lung (8§ 58,59 SGB IV, § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 3
der Satzung).
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1.1.5 Zusammenspiel zwischen Verwaltung — Rentenausschuss -
Widerspruchsausschuss

Verwaltung bereitet
Entscheidung vor

v

Rentenausschuss
entscheidet

v
Bescheid
an Versicherte/n
v
Widerspruch
geht ein
v
Verwaltung
bearbeitet
v

Verwaltung schlagt vor:

[
< 1. volle Abhilfe

Rentenaus§chuss 2. teilweise Abhilfe . Widerspruchsaus-
entscheidet ) . schuss entscheidet
> 3. Zuriickweisung
des Widerspruchs v
v
Widerspruchsbescheid
an Versicherte/n
volle Abhilfe
v
v
Klage (Sozial-
gerichtsverfahren)
Abhilfe-Bescheid
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1.2 Das Verwaltungsverfahren nach
einem Arbeitsunfall oder bei
Verdacht auf eine Berufskrankheit

1.2.1 Beginn des Verfahrens

In der gesetzlichen Unfallversicherung sind
Versicherungsfille Arbeitsunfélle und Berufs-
krankheiten (§ 7 Abs. 1SGB VII). Ist ein Versi-
cherungsfall eingetreten, sind Leistungen von
Amts wegen zu erbringen (§ 19 Satz 2 SGB IV).

Der Entscheidung liber Leistungen geht das
Verwaltungsverfahren voraus. Es soll ziigig und
effizient ablaufen. Die Berufsgenossenschaft
muss darin alle entscheidungsrelevanten
Tatsachen ermitteln. Dies gelingt nur mit Hilfe
von Informationen. Ein reibungsloser Informa-
tionsfluss ist Voraussetzung fiir eine erfolgreiche
Pravention und Rehabilitation.

Gesetzlich ist sichergestellt, dass die Berufsge-
nossenschaft nicht nur durch Leistungsantrage
der Versicherten informiert wird.

Das Verwaltungsverfahren kann mit dem
Leistungsantrag der oder des Verletzten oder
Erkrankten beginnen. Haufiger erhilt die Berufs-
genossenschaft die fiir den Beginn des Verwal-
tungsverfahrens wichtigen Informationen von
den Durchgangsarztinnen und -drzten, die die

Versicherten nach einem Arbeitsunfall aufsu-
chen. Das Durchgangsarztverfahren der Berufs-
genossenschaften besteht bereits seit 1935.

Das Verwaltungsverfahren beginnt also in der
Regel mit dem Eingang einer Unfallanzeige, des
Durchgangsarztberichtes, der BK-Anzeige oder
der Information durch einen anderen Sozialversi-
cherungstrédger. Ob ein Versicherungsfall nun
vorliegt oder nicht, ist von der Berufsgenossen-
schaft in jedem Falle von Amts wegen zu klaren.

1.2.2 Untersuchungsgrundsatz

Die Berufsgenossenschaft hat gemaf dem
Untersuchungsgrundsatz den Sachverhalt von
Amts wegen zu ermitteln (§ 20 Abs. 1SGB X).
Die Vorschrift enthdlt eine Leitlinie fiir die
Sachverhaltsermittlung. Die zur Objektivitat
verpflichtete Berufsgenossenschaft bestimmt
Art und Umfang ihrer Ermittlungen. Sie liber-
priift alle Informationen, auch und gerade wenn
sie von Versicherten kommen, im Rahmen des
Verfahrens daraufhin, ob sie fiir die zu treffende
Entscheidung von Bedeutung, d. h. entschei-
dungserheblich sind. Die Berufsgenossenschaft

Folgende Regelungen stellen den Informationsfluss zwischen den Beteiligten sicher:

Die Unternehmerinnen und Unternehmer sind verpflichtet, einen meldepflichtigen Versicherungs-
fall anzuzeigen (§ 193 SGB VlI). Die Anzeige ist binnen drei Tagen zu erstatten, nachdem sie von
dem Unfall oder von Anhaltspunkten fiir eine Berufskrankheit Kenntnis erlangt haben. Die Anzeige
ist vom Betriebs- oder Personalrat mit zu unterzeichnen. Die Unternehmensfiihrung hat die Sicher-
heitsfachkraft und den Betriebsarzt bzw. die Betriebsarztin tiber jede Unfall- oder Berufskrank-

heitenanzeige in Kenntnis zu setzen.

Die behandelnde Arzteschaft und die Krankenkassen sind den Berufsgenossenschaften gegen-
Uber verpflichtet, alle arbeitsunfahigen oder voraussichtlich mehr als eine Woche behandlungs-
bediirftigen Unfallverletzten dazu anzuhalten, sich unverziiglich einem Durchgangsarzt oder

einer Durchgangsarztin vorzustellen.

Besteht von drztlicher oder zahnérztlicher Seite der begriindete Verdacht, dass bei Versicherten
eine Berufskrankheit vorliegt, haben sie dies der Unfallversicherung oder der fiir den medizini-
schen Arbeitsschutz zustandigen Stelle in der fiir die Anzeige von Berufskrankheiten vorgeschrie-
benen Form unverziiglich anzuzeigen (§ 202 SGB VII).



hat alle fiir den Einzelfall bedeutsamen, auch
die fiir die Beteiligten giinstigen Umstdnde zu
beriicksichtigen (§ 20 Abs. 2 SGB X).

1.2.3 Die Beweismittel

Die Vorschrift des § 21 SGB X verpflichtet die

Berufsgenossenschaft, die fiir das Verwaltungs-

verfahren erforderlichen Beweismittel nach
pflichtgemdfiem Ermessen auszuwdhlen. Die
in dieser Vorschrift vorgenommene Aufzahlung
von Beweismitteln ist nicht abschlielend,
sondern lediglich beispielhaft.

Nicht aufgezdhlte sonstige Beweismittel sind
gleichfalls zuldssig, wenn sie ihrer Art nach
geeignet sind, die Uberzeugung vom Vorliegen
einer Tatsache zu verschaffen (z. B. Rontgen-
aufnahmen, Elektrokardiogramme und andere
auf technischem Wege erhobene medizinische
Befunde sowie Fotos, Filme, Tonbandaufnah-
men); siehe Ubersicht unten.

1.2.4 Zwischennachrichten

Kann die Berufsgenossenschaft ein Verwal-
tungsverfahren, das durch einen férmlichen
Bescheid zu beenden ist (§ 36a Abs. 1Satz 1
Nr. 2 SGB V), nicht innerhalb von sechs Mona-
ten abschlieBen, hat sie den Versicherten nach
Ablauf der Zeit und danach in Abstanden von
sechs Monaten {iber den Stand des Verfahrens
schriftlich zu unterrichten (§ 103 SGB VII).
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1.2.5 Abschluss des Verfahrens

In der gesetzlichen Unfallversicherung werden
viele Leistungen von Amts wegen im Wege des
so genannten schlichten Verwaltungshandelns
erbracht (Beispiel: Ubernahme von Heilbehand-
lungskosten und Zahlung von Verletztengeld).
Im Gegensatz dazu sind Entscheidungen iiber
Rentenanspriiche und Leistungen bei Pflege-
bedurftigkeit in schriftlicher Form zu erlassen

(§ 102 SGB VII). Diese Entscheidungen trifft

der Rentenausschuss.

1.2.6 Zusammenfassung

Nach Eingang einer Unfall- oder BK-Anzeige oder
eines Durchgangsarztberichtes sammelt, sichtet
und verarbeitet die Berufsgenossenschaft alle
entscheidungsrelevanten Informationen mit der
Verpflichtung, zu klaren, ob die Voraussetzungen
eines Versicherungsfalls und die Voraussetzungen
fiir die Erbringung von Leistungen erfiillt sind.
Gegebenenfalls ist das Ermittlungsverfahren mit
einem Verwaltungsakt oder einem o6ffentlich-
rechtlichen Vertrag abzuschlieBen. Rentenaus-
schuss und Widerspruchsausschuss treffen
Entscheidungen, soweit es um Renten, Abfin-
dungen mit Gesamtvergiitungen, Renten als
vorldufige Entschadigungen, laufende Beihilfen
und Leistungen bei Pflegebediirftigkeit geht.

Beweismittel

Zeugen

Sachverstandige

Auskiinfte

Anhdorung Beteiligter

Urkunden, Akten

Augenschein

sonstige Beweismittel

Ubersicht: Beweismittel

Hinweis

Die Vorschrift
des § 21SGB X
verpflichtet die
Berufsgenossen-
schaft, die fir
das Verwaltungs-
verfahren erfor-
derlichen Be-
weismittel nach
pflichtgemafiem
Ermessen aus-
zuwdhlen.
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1.3 Arbeitsunfalle

§ 8 SGB VII - Arbeitsunfall

e Arbeitsunfille sind Unfalle von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz nach §§ 2,
3 oder 6 SGB VIl begriindenden Tatigkeit (versicherte Tatigkeit). Unfille sind zeitlich begrenzte,
von auBen auf den Kdrper einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder
zum Tod fiihren. Wird die versicherte Tatigkeit im Haushalt der Versicherten oder an einem
anderen Ort ausgeiibt, besteht Versicherungsschutz in gleichem Umfang wie bei Ausiibung
der Tatigkeit auf der Unternehmensstatte.

e Versicherte Tatigkeiten sind auch

1.

2a.

5.

das Zuriicklegen des mit der versicherten Tatigkeit zusammenhangenden unmittelbaren
Weges nach und von dem Ort der Tatigkeit,
das Zuriicklegen des von einem unmittelbaren Weg nach und von dem Ort
der Tatigkeit abweichenden Weges, um
a) Kindervon Versicherten (§ 56 des Ersten Buches), die mit ihnen in einem gemein-
samen Haushalt leben, wegen ihrer, ihrer Ehegatten oder ihrer Lebenspartner beruf-
lichen Tatigkeit fremder Obhut anzuvertrauen oder
b) mit anderen Berufstatigen oder
Versicherten gemeinsam ein Fahrzeug zu benutzen,
das Zuriicklegen des unmittelbaren Weges nach und von dem Ort, an dem Kinder von
Versicherten nach Nummer 2 Buchstabe a fremder Obhut anvertraut werden, wenn die
versicherte Tatigkeit an dem Ort des gemeinsamen Haushalts ausgeiibt wird,
das Zuriicklegen des von einem unmittelbaren Weg nach und von dem Ort
der Tatigkeit abweichenden Weges der Kinder von Personen (§ 56 des Ersten Buches),
die mitihnen in einem gemeinsamen Haushalt leben, wenn die Abweichung darauf
beruht, daf} die Kinder wegen der beruflichen Tatigkeit dieser Personen oder deren Ehe-
gatten oder deren Lebenspartner fremder Obhut anvertraut werden,
das Zuriicklegen des mit der versicherten Tatigkeit zusammenhdngenden Weges von
und nach der standigen Familienwohnung, wenn die Versicherten wegen der Entfer-
nung ihrer Familienwohnung von dem Ort der Tatigkeit an diesem oder in dessen Ndhe
eine Unterkunft haben,
das mit einer versicherten Tatigkeit zusammenhangende Verwahren, Beférdern, Instandhal-
ten und Erneuern eines Arbeitsgerdts oder einer Schutzausriistung sowie deren Erstbeschaf-
fung, wenn diese auf Veranlassung der Unternehmer erfolgt.

¢ Als Gesundheitsschaden gilt auch die Beschadigung oder der Verlust eines Hilfsmittels.

Die Vorschrift enthdlt auch eine Definition des e alle aufgrund eines Arbeits-, Dienst- oder

Unfallbegriffes. In Absatz 2 wird das Zuriick- Ausbildungsverhiltnisses abhdngig Beschaf-
legen bestimmter Wege den versicherten Tatig- tigten (einschlieBlich Heimarbeitenden),
keiten zugeordnet. ohne Beriicksichtigung der Hohe des Arbeits-

entgelts und der Beschéaftigungsdauer
e Hausgewerbetreibende und Zwischenmeister

1.3.1 Versicherte Personen sowie ihre mitarbeitenden Ehegatten bzw.
-gattinnen oder Lebenspartnerinnen bzw.

1.3.1.1 Versicherungsschutz kraft Gesetzes -partner

Im Zustandigkeitsbereich der Berufsgenossen- e die fiir die Berufsgenossenschaft und auf

schaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse Verbandsebene ehrenamtlich tatigen

sind kraft Gesetzes versichert: Personen, insbesondere alle Mitglieder der

Selbstverwaltung



In Einzelfdllen besteht dariiber hinaus Ver-
sicherungsschutz fiir Personen, die

a) auf Kosten unserer Berufsgenossenschaft
an Mafinahmen der medizinischen Rehabi-
litation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben
teilnehmen,

b) auf Kosten unserer Berufsgenossenschaft
an vorbeugenden Mafinahmen nach § 3 der
Berufskrankheiten-Verordnung teilnehmen.

1.3.1.2 Versicherungsschutz kraft Satzung
Die BG Energie Textil Elektro Medienerzeug-
nisse ist das Ergebnis von drei Fusionen:

Am 1. Januar 2008 vereinigten sich die BG Fein-
mechanik und Elektrotechnik und die Textil-
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und Bekleidungs-BG zur BG Elektro Textil Fein-
mechanik (BG ETF). Die BG ETF fusionierte am

1. April 2009 mit der BG der Gas-, Fernwdrme-
und Wasserwirtschaft (BGFW) zur Berufsgenos-
senschaft Energie Textil Elektro (BG ETE). Am

1. Januar 2010 erfolgte der Zusammenschluss
der BG ETE mit der BG Druck und Papierverarbei-
tung (BGDP).

Die Versicherungspflicht wird gemaf § 46
Abs. 1der Satzung auf alle Unternehmer und
Unternehmerinnen erstreckt, die nicht schon
kraft Gesetzes versichert sind (§ 3 Abs. 1Nr. 1
SGB VII) und folgenden Unternehmensarten
zuzurechnen sind (siehe § 3 Abs. 1Nr. 4 und 5
der Satzung):

Satzung, § 3 Abs. 1Nr. 4 und 5

4. Textil und Bekleidung

a. Herstellung und Aufbereitung von textilen Faserstoffen, Spinnereien aller Art, Textilrecycling

b. Be- und Verarbeitung von linienférmigen Textilgebilden (wie Faden, Filament, Garn, Zwirn)

c. Herstellung von flachenformigen Textilgebilden und Gebilden aus textilen Ersatzstoffen,
insbesondere Webereien, Flechtereien, Strickereien und Wirkereien aller Art, Teppichboden-

herstellung, Filz- und Vliesherstellung

d. Veredlung von Textilgebilden, -ersatzstoffen, -erzeugnissen und Rauchwaren

e. Herstellung, Be- und Verarbeitung von technischen textilen und textilartigen Erzeugnissen
insbesondere von mobil-(fahrzeug-)technischen, medizin-, industrie-, geo-, agro-, bau-,
okotechnischen Erzeugnissen, Leichtbau-, Verbund-, Pack-, Schutz-Erzeugnissen sowie

Heim- und Smart-Textilien

f. Herstellung und Bearbeitung von Bekleidung, Wasche, Textil- und textilartigen Erzeugnissen,
einschlieBlich Entwurf, Zuschnitt und dgl. — jeweils auch computerunterstiitzt — sowie
Konfektionierung, Aufbereitung, Aufmachung, Logistik- und sonstiger Dienstleistungen,
passiver Lohnveredlung und Textilpriifanstalten; Kiirschnerei; Ausstattungstextilien fiir

innen und auBen, Spielwaren, Schirme

g. Herstellung und Instandsetzung von Schuhen und Schuhbestandteilen aller Art
h. Textilpflege und textile Dienste aller Art einschlief3lich Annahmestellen

5. Druck und Papierverarbeitung

a. Herstellung von Druckerzeugnissen jeder Art, einschliefilich Digital- und Computerdruck

b.

= o ]

Herstellung von Druckvorlagen und Druckformen einschlief3lich aller Vorbereitungsarbeiten
(z.B. Licht-, Foto-, Schreib-, Computersatz, elektronische Bilderstellung und -bearbeitung)

. Herstellung von grafischen Arbeiten, Grafik- und Photo-Design
. Verteilung von Druckerzeugnissen, wenn mit dem Herstellungsbetrieb ein juristischer,

wirtschaftlicher und technischer Zusammenhang besteht

. Aufnahme und Herstellung von Fotografien (auch digital) mit und ohne Laborausfiihrung

einschlieilich freiberuflicher und kiinstlerischer Fotografie sowie Mikroverfilmung
Entwicklung und Verarbeitung von Film- und Fotomaterial

. Herstellung von Vervielfaltigungen (z. B. Lichtpausen und Fotokopien)
. Herstellung von Papier-, Pappe-, Tissue-, Kunststoff- und verwandten Erzeugnissen, Wellpappe

Herstellung von Buchbindereierzeugnissen
Veredelung einschlief3lich Beschichten von Papier und Pappe
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Gegen die Folgen von Arbeitsunféllen und Eine freiwillige Unternehmerversicherung ist
Berufskrankheiten kénnen sich freiwillig ver- moglich bei folgenden Unternehmensarten
sichern, wenn sie nicht schon nach § 46 der (siehe § 3 Abs. 1Nr. 1-3 der Satzung): siehe
Satzung oder aufgrund anderer Vorschriften Ubersicht unten.

versichert sind (siehe § 52 der Satzung):
Fiir Mitgliedsbetriebe der BG ETEM gilt zudem
ein erweiterter Versicherungsschutz: Ausnahms-

Freiwillige Unternehmerversicherung weise sind hiernach auch Personen, die nichtim

Unternehmen beschéftigt sind, wahrend ihres

1. Unternehmer und Unternehmerinnen Aufenthaltes auf der Unternehmensstétte bei-
und ihre im Unternehmen mitarbeitenden tragsfrei versichert (§ 63 Abs. 1der Satzung): Die
Ehegatten und Ehegattinnen oder Person muss sich im Auftrag oder mit Zustim-
Lebenspartner und Lebenspartnerinnen mung des Unternehmers oder der Unternehmerin

auf der Unternehmensstatte aufhalten und die

2. Personen, die in Kapital- oder Personen- BG ETEM muss fiir das Unternehmen zustandig
handelsgesellschaften regelmafig wie sein. Versicherungsschutz besteht, soweit er
Unternehmer und Unternehmerinnen nicht schon nach anderen Vorschriften gegeben
selbstandig tétig sind (unternehmer- ist. Kein Versicherungsschutz besteht fiir Kunden
dhnliche Personen) und ihre im Unter- und Kundinnen wahrend des Aufenthalts in
nehmen unentgeltlich mitarbeitenden offentlich zugdnglichen Ladenlokalen oder
Ehegatten und Ehegattinen oder Lebens- dhnlichen Rdaumen, in denen Unternehmer oder
partner und Lebenspartnerinnen Unternehmerinnen ihre Waren oder Dienstleis-

tungen entgeltlich oder unentgeltlich anbieten.

Satzung, § 3 Abs. 1Nr.1-3

1. Elektrotechnische und
feinmechanische Produktion
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da.

Herstellung elektrotechnischer Erzeugnisse, elektrischer Grofigeréte, elektrischer Kleinmaschinen und Kleinwarme-
gerdte, elektrischer Nachrichten- und Messgerate, Medizintechnik, Installationsmaterial, Kabel, isolierter Drahte
und Leitungen, Akkumulatoren, Elemente und Batterien, galvanotechnische Betriebe)

. Bau elektrischer Anlagen
. Herstellung feinmechanischer und optischer Erzeugnisse, Prazisionsinstrumente und -gerdte, augenoptischer

Erzeugnisse, drztlicher Instrumente, orthopadie-mechanische Erzeugnisse, zahntechnische Laboratorien,
Uhren aller Art, Prazisionswerkzeuge

d. Herstellung von Biiromaschinen

o

o0

b.
c.

. Herstellung von Metall- und Kurzwaren, Draht- und Blecherzeugnissen, Blank- und Metallschrauben und

Schmuckwaren
Herstellung von Handfeuerwaffen und Luftgewehren, Beschussanstalten

. Bau von Luftfahrzeugen
. Herstellung und Vorfiihrung von Lichtbildstreifen

Herstellung von Grof3- und Kleinmusikinstrumenten und Saiten

. Erzeugung und Verteilung elektrischer Energie einschlielich Kernkraftwerke

. Gas-, Fernwdarme- und Wasserwirtschaft
a.

Gasversorgung (Anlagen zur Gewinnung, Erzeugung, Aufbereitung, Speicherung, Fortleitung, Verteilung und

Verwendung von Gas)

Fernwdrmeversorgung (Anlagen zur Erzeugung und Verteilung von Warme)
Wasserversorgung (Anlagen zur Gewinnung, Aufbereitung, Speicherung, Fortleitung und Verteilung von Wasser)

d. Abwasserentsorgung (Anlagen zur Fortleitung und Behandlung von Abwasser sowie zur Beseitigung der

dabei entstehenden Riickstinde)



1.3.2 Der Arbeitsunfall

Der Begriff und sein Bedeutungsinhalt scheinen
auf den ersten Blick einfach zu erschliefien

zu sein. Bei genauer Betrachtung zeigt sich:

Er besteht aus einer Vielzahl von Tatbestands-
merkmalen, die ihrerseits durch Kausalzusam-
menhdnge miteinander verkniipft sind.

In den allermeisten Féllen sind die Vorausset-
zungen eines Arbeitsunfalls miihelos zu priifen.
Das Bundessozialgericht fiihrtin § 8 Abs. 1SGB
VIl Folgendes aus: Fiir einen Arbeitsunfall ist
danach in der Regel erforderlich, dass die Ver-
richtung des Versicherten zur Zeit des Unfalls
derversicherten Tatigkeit zuzurechnen ist
(innerer bzw. sachlicher Zusammenhang),
diese Verrichtung zu dem zeitlich begrenzten,
von auBBen auf den Korper einwirkenden Ereig-
nis — dem Unfallereignis — gefiihrt (Unfall-
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kausalitdat) und das Unfallereignis einen
Gesundheitserstschaden oder den Tod des
Versicherten verursacht hat (haftungsbegriin-
dende Kausalitdt); das Entstehen von ldnger
andauernden Unfallfolgen aufgrund des Ge-
sundheitserstschadens (haftungsausfiillende
Kausalitdt) ist keine Voraussetzung fiir die
Anerkennung eines Arbeitsunfalls, sondern
fuir die Gewdhrung von Leistungen, wie

z.B. einer Verletztenrente (BSG, Urteil vom
12.04.2005).

Daraus ergibt sich eine Kette von Vorausset-
zungen und Zusammenhdngen, die sich in
folgendem Schaubild im Sinne einer Priiffolge’
darstellen lassen.

1 Quelle: P. Becker, SGb 12/07,S. 722
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Hinweis

Die gesetzliche
Unfallversiche-
rung deckt nur
Risiken ab, die
in einem inneren
Zusammenhang
mit der betrieb-
lichen Tatigkeit
stehen.
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Zur Erlduterung des Schaubildes
folgende Hinweise:

1.3.2.1 Versicherte Tatigkeit und Verrichtung
zur Zeit des Unfallereignisses
Die Vorschriften der §§ 2 und 8 SGB VIl sind so
zu verstehen, dass sie in abstrakt-allgemeiner
Weise die versicherten Tatigkeitsbereiche der
dort genannten Personengruppen beschreiben.
Kommt es durch einen Unfall zu einem Gesund-
heitsschaden eines Versicherten, stellt sich die
Frage, ob es sich um einen Arbeitsunfall han-
delt. Die Entscheidung hédngt davon ab, ob die
konkrete Verrichtung, bei der sich der Unfall
ereignet hat, der grundsatzlich versicherten
Tatigkeit zuzurechnen ist. Dies ist wertend zu
ermitteln. Die Entscheidung ist in den meisten
Fallen schnell und eindeutig zu treffen.

Die gesetzliche Unfallversicherung deckt nur
Risiken ab, die in einem inneren Zusammen-
hang mit der betrieblichen Tatigkeit stehen.
Nicht das gesamte Handeln und Leben im Laufe
eines Arbeitstages stehen unter Versicherungs-
schutz. Nach standiger Rechtsprechung des
BSG ist der ,,innere Zusammenhang“ mit der
versicherten Tatigkeit immer dann gegeben, wenn
es sich bei dem unfallbringenden Verhalten um
eine betriebs- bzw. unternehmensdienliche
Tatigkeit handelt. Fiir die Beurteilung dieser
Frage gelten allgemeine Kriterien, wie z. B.
Handlungstendenz, Betriebsdienlichkeit und
objektive Umstande.

Mit diesen allgemeinen Kriterien korrespon-
dieren als Abgrenzungsmerkmale die der Eigen-
wirtschaftlichkeit, des Privaten oder des Per-
sonlichen. So handelt es sich bei Tatigkeiten,
die nicht dem Betrieb bzw. dem Unternehmen
dienen, um unversicherte Privattatigkeiten.

Als Leitlinie flir eine Abgrenzung zur versicher-
ten Tatigkeit kann gelten, dass privat alle Tatig-
keiten sind, die tiblicherweise auch ohne
Bestehen des Beschdftigungsverhdltnisses

im tdglichen Leben anfallen (Essen und Trinken,
Ruhen, Schlafen, Spazierengehen). Nach-
stehend sind beispielhaft einige Einzelfdlle
beschrieben.

An- und Auskleiden auf der Betriebsstatte:
Derartige Mafnahmen sind dem versicherten
Tatigkeitsbereich zuzurechnen, sofern die
Tatigkeit spezielle Kleidung erfordert oder
Arbeitskleidung ublich ist. Kein Versicherungs-
schutz besteht, wenn die Schonung der Alltags-
kleidung im Vordergrund steht.

Betriebsrat: Sein Aufgabenkreis wird von der
Regelung innerbetrieblicher Belange bestimmt.
Hieraus folgt, dass die Tatigkeit des einzelnen
Betriebsratsmitglieds (Teilnahme an Betriebs-
ratssitzungen, Betriebsrdateversammlungen
und Schulungsveranstaltungen fiir Betriebsrate
sowie auch Besprechungen mit den Gewerk-
schaften) dem versicherten Tatigkeitsbereich
zuzurechnen ist.

Fortbildung von Betriebsangehorigen: Versiche-
rungsschutz kommt in Betracht, wenn das Unter-
nehmen einen Auftrag zur Teilnahme an der
Fortbildungsveranstaltung erteilt. Ein innerer
Zusammenhang ist fiir die Tatigkeit zu bejahen,
die fiir das Unternehmen unmittelbare konkrete
Bedeutung hat. Dient die Fortbildung primar den
privaten Interessen der bzw. des Beschéftigten,
besteht kein Versicherungsschutz.

Gemeinschaftsveranstaltungen: Versicherungs-
schutz besteht, wenn die Veranstaltung der
Forderung der Betriebsgemeinschaft dient,

die Unternehmensleitung die Veranstaltung
selbst durchfiihrt oder zur Durchfiihrung einen
Auftrag erteilt. Voraussetzung ist auch, dass
alle Betriebsangehdorigen an der Veranstaltung
teilnehmen kdnnen, dass die Unternehmens-
leitung bzw. die Teamleitung anwesend ist und
dass die Teilnahme Externer weitestgehend
ausgeschlossen ist.

Versicherungsschutz im Homeoffice und bei
mobiler Arbeit: Dieser ist infolge der coronabe-
dingten Zunahme dieser Tatigkeitsform beson-
ders in den Fokus geraten. Dies fiihrte zu einer
gesetzlichen Neuregelung des § 8 Abs. 1SGB VII
durch Anfiigen eines neuen Satzes 3 und eine
Erweiterung des § 8 Abs. 2 SGB VIl durch eine
neue Nummer 2a. Der Gesetzgeber wollte mit
diesen Neuregelungen Versicherungsliicken der
im Homeoffice Tatigen bzw. der mobil Arbeiten-
den schliefien.

Grundsatzlich steht, wie auch schon vor der
Neuregelung, die eigentliche versicherte
Tatigkeit, also die Erledigung der arbeitsvertrag-
lich geschuldeten Arbeit, nach § 8 Abs. 1SGB
VIl unter Versicherungsschutz. Dazu zahlen
auch besondere Tdtigkeiten wie die Teilnahme
an einervirtuellen Weihnachtsfeier als betrieb-
licher Gemeinschaftsveranstaltung, am virtu-
ellen Betriebssport, vorausgesetzt, die dafiir
geltenden Kriterien sind unter Beachtung

der Besonderheiten dieser Art der Durchfiih-
rung erfillt.



Die versicherungsrechtliche Beurteilung der
innerhalb und aufierhalb des hauslichen Be-
reichs zuriickgelegten Wegstrecken wirft dagegen
komplexe Fragestellungen auf. Hier sind immer
die besonderen Umstdnde des Einzelfalles
mafigeblich und daher umfassend zu priifen.

Nahrungsaufnahme (Essen und Trinken): Die
Llatigkeit“ der Nahrungsaufnahme ist eindeu-
tig dem privaten Lebensbereich zuzuordnen.
Versicherungsschutz besteht jedoch generell
auf den mit dieser privaten Tatigkeit verbun-
denen Wegen. Fraglich ist der Versicherungs-
schutz jedoch, wenn in der Pause eine Gast-
statte aufgesucht wird, die unverhaltnismafig
weit entfernt von der Betriebsstatte liegt.

Sozialversicherungsangelegenheiten: Solche
gehoren zum nicht versicherten Bereich, wenn
sie nur das Versicherungsverhdltnis des Beschaf-
tigten betreffen (z. B. Abholen eines Kranken-
scheins oder Einholen einer Auskunft bei der
Krankenkasse).

Ubermiidung: Wenn die Betriebstatigkeit —
z.B. schwere, lang andauernde oder erheblich
verlidngerte Arbeitszeit — zu einer Ubermiidung
fiihrt und dadurch einen Unfall bewirkt, besteht
Versicherungsschutz. Dagegen ist er aus-
geschlossen, wenn die Ubermiidung iiberwie-
gend auf privaten Tatigkeiten beruht.

1.3.2.2 Unfallereignis

Gemeint ist damit das eigentliche Unfallge-
schehen. Es ist nach der Legaldefinition des
§ 8 Abs. 1SGB VIl ein zeitlich begrenztes, von
aufRen auf den Korper einwirkendes Ereignis,
das zu einem Gesundheitsschaden oder zum
Tod fiihrt. Lebensnahe Beispiele sind: Sturz,
Hieb, Stich, Schnitt, Quetschung.

1.3.2.3 Gesundheitserstschaden

Gemeint ist damit der durch das Unfallereignis
unmittelbar verursachte Gesundheitsschaden
(oder im Extremfall der Todesfall). Der Gesund-
heitserstschaden ist begrifflich Teil des Arbeits-
unfalls. Ohne Gesundheitserstschaden liegt
kein Arbeitsunfall vor.

1.3.2.4 Unfallfolge

Gemeint ist damit der weitere, ggf. ldnger an-
dauernde Gesundheitsschaden aufgrund eines
Arbeitsunfalls, der ggf. einen langeren stationa-
ren Aufenthalt oder umfangreiche Malnahmen
der medizinischen Rehabilitation erforderlich
macht, und der dariiber hinaus der Bemessung

Arbeitsunfille, Berufskrankheiten, Verwaltungsverfahren und Leistungen

der Minderung der Erwerbsfahigkeit (MdE) fir
die Rentenfeststellung zugrunde zu legen ist.

1.3.3 Kausalzusammenhiange

Die vorbeschriebenen Tatbestandsmerkmale
sind durch Kausalzusammenhdnge miteinander
verkniipft.

1.3.3.1 Unfallkausalitat

Die Unfallkausalitat verlangt einen Zusammen-
hang zwischen der Verrichtung zur Zeit des
Unfallereignisses und dem Unfallereignis selbst.
Fiir diesen Zusammenhang gilt nach der jiings-
ten Rechtsprechung des BSG die Theorie der
wesentlichen Bedingung. Als rechtserheblich
konnen nur solche Ursachen angesehen werden,
die wegen ihrer besonderen Beziehung zum
Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt
haben. Die Beurteilung ist in der Regel unproble-
matisch. Problematisch kann die Beurteilung in
Féllen sein, in denen beispielsweise eine mdg-
liche innere Ursache zu diskutieren ist.

Beispiel

Der oder die Versicherte stolpert und stiirzt, als
er bzw. sie im Zusammenhang mit einer versi-
cherten Tatigkeit den Biiroflur iiberquert. Sofern
keine besonderen Umstande vorliegen, besteht
Versicherungsschutz, denn die Verrichtung zur
Zeit des Unfallereignisses war die rechtlich
wesentliche Ursache fiir das Unfallereignis
(Sturz) und damit auch fiir den dabei erlittenen
Gesundheitsschaden. Etwas anderes gilt, wenn
eine Kreislaufschwéche als ,,innere Ursache*
zum Sturz gefiihrt hat.

1.3.3.2 Haftungsbegriindende Kausalitdt
Zwischen dem Unfallereignis selbst und dem
Gesundheitserstschaden muss ebenfalls ein
Zusammenhang bestehen, dieser wird haf-
tungsbegriindende Kausalitat genannt. Auch
diese Priifung ist in aller Regel unproblema-
tisch, denn der bereits durch das Unfallereignis
unmittelbar verursachte Gesundheitserstscha-
den ist kaum von der Einwirkung des Unfall-
ereignisses selbst zu unterscheiden.

Besteht das Unfallereignis beispielsweise in
dem Abtrennen eines Daumens, ist damit zu-
gleich der Gesundheitserstschaden mit erfasst.
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Der Unterschied besteht darin, dass das Unfall-
ereignis einen Vorgang beschreibt, wahrend
der Gesundheitserstschaden das Ergebnis
dieses Vorganges ist (das Abgeschnittensein
des Daumens).

1.3.3.3 Haftungsausfiillende Kausalitat

Bei der haftungsausfiillenden Kausalitdt geht
es um den Zusammenhang zwischen dem
Gesundheitserstschaden und den weiteren
Folgen des Unfalls.

Zu kldren ist, ob alle bestehenden gesundheit-
lichen Beeintrdchtigungen auf den Unfall und

seinen gesundheitlichen Erstschaden zuriickzu-

fiihren sind. Die Frage hat nicht nur Bedeutung
fiir Masnahmen der ambulanten und statio-
ndren Heilbehandlung und der Erbringung von
Hilfsmitteln, sondern vor allem auch fiir die
Bemessung der Minderung der Erwerbsfdhig-
keit und die darauf zu stiitzende Entscheidung
tiber die Zahlung einer Rente.

1.3.4 Beweisanforderungen

1.3.4.1 Anspruchsbegriindende Tatsachen
Alle anspruchsbegriindenden Tatsachen eines
Arbeitsunfalls (s. 1.3.2.2 bis 1.3.2.4: versicherte
Tatigkeit, Verrichtung zur Zeit des Unfallereig-
nisses, Unfallereignis und Gesundheitsscha-
den) missen nach standiger Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts mit an Gewissheit

Zu kldren ist, ob die bestehenden gesundheitlichen Beeintrachtigungen auf
den Unfall und seinen gesundheitlichen Erstschaden zuriickzufiihren sind.

14

grenzender Wahrscheinlichkeit vorliegen.
Dieser sogenannte ,Vollbeweis“ ist gegeben,
wenn kein verniinftiger, die Lebensverhdltnisse
klar tiberschauender Mensch noch zweifelt.

1.3.4.2 Kausalzusammenhange

Fiir den Nachweis des Kausalzusammenhangs
zwischen Unfallereignis und Gesundheits-
erstschaden bzw. Tod (haftungsbegriindende
Kausalitat) sowie zwischen Gesundheitserst-
schaden und Unfallfolge (haftungsausfiillende
Kausalitat) geniigt eine hinreichende Wahr-
scheinlichkeit. Nach verniinftiger Abwagung
aller Umstdande muss mehr fiir als gegen den
Zusammenhang sprechen. Die bloRe Moglich-
keit einer wesentlichen Verursachung gentigt
nicht (BSG, Urteil v. 09.05.2006).

1.3.4.3 Beweislast

Nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast
sind die Folgen der Nichtfeststellbarkeit einer
bestimmten Tatsache von demjenigen zu tragen,
der aus dieser Tatsache ein Recht herleiten will.

Das heift, fehlt es am Nachweis der anspruchs-
begriindenden Tatsache eines Arbeitsunfalls
oder an dem Nachweis einer der beiden Kausal-
zusammenhange, sind die Voraussetzungen

fiir die Anerkennung eines Arbeitsunfalls nicht
erfiillt. Dies ist keine Besonderheit des Unfall-
versicherungsrechts, sondern im Prinzip

ein allgemeiner Grundsatz des Sozialrechts

und des Rechtslebens insgesamt.
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1.4 Das Berufskrankheitenverfahren

§ 9 SGB VIl enthalt eine Erméachtigungsgrundlage
fiir die Bundesregierung und sagt ganz allge-
mein, was eine Berufskrankheit ist. Berufskrank-
heiten sind Krankheiten, die die Bundesregie-
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates als Berufskrankheiten bezeich-
net und die Versicherte infolge einer versicherten
Tatigkeit erleiden. Die eigentliche Bezeichnung
der einzelnen Berufskrankheit erfolgt dann in
der Berufskrankheitenverordnung, und zwar

in einer dieser Verordnung als Anlage beigefiig-
ten Berufskrankheiten-Liste. In die Liste werden
solche Krankheiten aufgenommen, die nach den
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft
durch besondere Einwirkungen verursacht sind,
denen bestimmte Personengruppen durch ihre
versicherte Tatigkeit in erheblich hGherem Grade
als die iibrige Bevdlkerung ausgesetzt sind. Die
Liste wird den Erkenntnissen der medizinischen
Wissenschaft angepasst.

Von diesen Listen-BKen sind die sog. Wie-BKen
zu unterscheiden. Die Unfallversicherungstrager
haben gemaf; § 9 Abs. 2 SGB VIl eine Krankheit,
die nicht in der Rechtsverordnung bezeichnet
ist oder bei der die dort bestimmten Vorausset-
zungen nicht vorliegen, wie eine Berufskrank-
heit als Versicherungsfall anzuerkennen, sofern
im Zeitpunkt der Entscheidung nach neuen
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft
die Voraussetzungen fiir eine Bezeichnung als
Berufskrankheit erfiillt sind.

Im Renten- und Widerspruchsausschuss stehen
in der Regel Listen-BKen zur Entscheidung an,
gelegentlich kann es vorkommen, dass es um
eine Wie-BK geht.

Ein Blick in die Berufskrankheiten-Liste zeigt,
dass die einzelnen Berufskrankheiten in der
Bezeichnung keine einheitliche Struktur auf-
weisen. Bei zahlreichen Berufskrankheiten,
insbesondere solchen, die durch chemische
Einwirkungen verursacht sind, werden nur
die Einwirkungen genannt, nicht aber die sich
daraus ergebende Erkrankung. So sind in der
Liste z. B. Berufskrankheiten zu finden, wie
Erkrankungen durch Blei (BK 1101), durch
Quecksilber (BK 1102), durch Chrom (BK 1103)
oder durch ionisierende Strahlen (BK 2402).
Fehlt es an der konkreten Bezeichnung der

Erkrankungen, kann jede Krankheit dafiirin
Betracht kommen. An anderer Stelle ist in der
Liste nur die Krankheit selbst in der Bezeich-
nung aufgefiihrt, wie z. B. Lairmschwerhorigkeit
(BK 2301). Haufig sind Kombinationen von
bestimmten Erkrankungen und Einwirkungen
anzutreffen, wie z. B. bei den Asbest-BKen

(BK 4103 — 4105), in denen die Erkrankung des
Zielorgans und die Einwirkung durch Asbest
beschrieben sind.

1.4.1 Wer meldet den Verdacht
auf eine Berufskrankheit?

Vom Eintritt eines Arbeitsunfalles erfahrt die
Berufsgenossenschaft in aller Regel durch die
Unternehmensleitung und den Arzt oder die
Arztin, der oder die die Erstversorgung sicher-
gestellt hat. Den Verdacht einer Berufskrankheit
duBern die Versicherten hdufig selbst. Sie bean-
tragen die Anerkennung ihrer Erkrankung als
Versicherungsfall und die gesetzlichen Leistun-
gen (Heilbehandlung, Berufshilfe, Rente). Die
Berufsgenossenschaft hat auch in diesem Fall
den Sachverhalt von Amts wegen aufzuklaren.

Zuséatzlich wird auf andere Weise sichergestellt,
dass die Berufsgenossenschaft vom Verdacht
einer Berufskrankheit erfahrt. Dies kann ge-
schehen durch:

e die Anzeige des Unternehmens (§ 193 SGB VII),
e die Anzeige von medizinischer Seite
(§ 202 SGB V1),
e Mitteilungen anderer Leistungstrdger
(z.B. Krankenkasse, Agentur fiir Arbeit,
Rentenversicherungstrager) oder durch
e andere Stellen (z. B. Gewerbeérztinnen und
Gewerbedrzte).
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Berufskrankheitenverfahren

Unmittelbar, nachdem die Berufsgenossen-
schaft vom Berufskrankheitenverdacht Kennt-
nis erlangt hat, nimmt sie die Interessen des
Versicherten wahr. Insoweit tragt sie bereits
beim Sammeln und Sichten entscheidungs-
relevanter Informationen die Beweisfiihrungs-
pflicht fiir die Versicherten. Diese haben das
Recht auf aktive Teilnahme am Verwaltungs-
verfahren. In besonders schwerwiegenden
Féllen (z. B. bei Krebskrankheiten) erfolgen
die Erstermittlungen im Rahmen personlicher
Gesprdche — zumindest, wenn die versicherte
Person es wiinscht bzw. einverstanden ist —,
um das Verwaltungsverfahren zu beschleu-
nigen.

1.4.2 Welche Voraussetzungen
miissen fiir die Anerken-
nung einer Berufskrankheit
erfiillt sein?

1.4.2.1 Anspruchsbegriindende Tatsachen
und Beweisanforderungen

Anspruchsbegriindende Tatsachen sind:

e versicherte Tatigkeit

e Verrichtung zur Zeit der Einwirkungen.
Die konkrete Verrichtung muss der an sich
versicherten Tatigkeit zuzurechnen sein
(Wertungsfrage).

e Einwirkungen im Sinne des jeweiligen
BK-Tatbestandes der BK-Liste

e Krankheit im Sinne des jeweiligen
BK-Tatbestandes der BK-Liste

Fiir die anspruchsbegriindenden Tatsachen

gilt der so genannte Vollbeweis. Erforderlich ist
eine an Gewissheit grenzende Wahrscheinlich-
keit. Es miissen alle anspruchsbegriindenden
Tatsachen vorliegen. Fehlt eine, kommt eine
Anerkennung nicht in Betracht.

1.4.2.1.1 Die versicherte Tatigkeit und die
Verrichtung zur Zeit der Einwirkungen
Der Nachweis ist in aller Regel unproblematisch
zu fithren. Die konkret ausgeiibte Verrichtung
(z.B. Montage im Kraftwerk) muss der an sich
versicherten Tatigkeit zuzurechnen sein. Das
wadre zu bejahen fiir die Zeiten, in denen der
Monteur oder die Monteurin abhdngig beschaftigt
im Kraftwerk tatig geworden ist. Es ware aber
zu verneinen fiir solche Zeiten, in denen er oder
sie z.B. dieselbe Tatigkeit als unversicherte(r)
Unternehmer(in) verrichtet hat.

1.4.2.1.2 Praktische Fragen zur Feststellung
der tatigkeitsbezogenen Einwirkung
Soweit es um die tatigkeitsbezogene Einwirkung
geht, hilft der oder die Sachverstandige der
Berufsgenossenschaft dabei, die nétigen tat-
sdchlichen Feststellungen zu treffen. Diese
Arbeit bewdltigen regelmafig die Fachleute der
Praventionsabteilung der Berufsgenossenschaft.

Dabei kann die Kldrung der Beweisfrage
Htatigkeitsbezogene Einwirkung* erfolgen

* nach Aktenlage,

e durch Ermittlungen vor Ort durch Aufsichts-
personen,

e durch Ermittlungen von Gefahrstoffen,

e durch messtechnische Bestimmung der
Exposition (Larm, Vibration, Gefahrstoffe)
oder

e durch anerkannte standardisierte Methoden
(Mainz-Dortmunder-Dosismodell zur Bewer-
tung von Belastungen der Wirbelsaule).

Sind Ermittlungen vor Ort durch eine Auf-
sichtsperson notwendig, sollten nach Még-
lichkeit der oder die Erkrankte, Vorgesetzte,
Sicherheitsfachkraft, Betriebsarzt bzw. -arztin
und Betriebsrat gehort werden. Die erkrankte
Person ist berechtigt, an der Untersuchung
teilzunehmen. Im Bericht der Aufsichtsperson
bzw. in der Stellungnahme der Praventions-
abteilung (nach Aktenlage) ist auf die Angaben
der erkrankten Person und des Betriebes zu
Tatigkeit, Noxe (z. B. Gefahrstoff), Expositions-
dauer und -hdhe und Arbeitsplatz einzugehen.
Sachverhalte und Details, die nicht aufgeklart
werden kénnen, sind unbedingt zu vermerken.

Sofern der Verdacht besteht, dass eine Erkran-
kung durch Arbeitsstoffe verursacht oder ver-
schlimmert wird, ermitteln die Sachverstandi-
gen der Praventionsabteilung u. a.



e genaue Handels- oder Produktnamen,

e chemische Stoffbezeichnungen,

e Name und Anschrift der Herstellerfirma
(damit auch Rezepturen beschafft werden
kdnnen),

e Sicherheitsdatenblatter,

e Verarbeitungshinweise der Herstellerfirma,

e thermische Zersetzungs- oder Reaktions-
produkte,

e Zwischenprodukte.

Der Arbeitsplatz der oder des Erkrankten ist
ausfiihrlich zu beschreiben. Insbesondere bei
chronisch wirkenden Stoffen sind auch Veran-
derungen bzw. Sanierungen des Arbeitsplatzes
oder andere, friihere Arbeitspldtze zu erfassen.
Im Einzelnen interessieren Angaben iiber die
Art des Umgangs und die Kontaktmdoglichkeiten
mit dem Stoff, wie z. B.

e Maglichkeit/Art des Freiwerdens des Stoffes,

e Absaugung einschlie3lich Abscheidung und
Reinluftriickfiihrung,

e Raumliiftung,

e Raumabmessungen,

e Vorhandensein und Beseitigung von Abfallen,
Riickstdanden, alten Verpackungen,

e Sauberkeit des Arbeitsplatzes,

e Reinigung des Arbeitsplatzes und des
Arbeitsraumes,

e personliche Schutzausriistung (Vorhanden-
sein, Benutzung, Zustand),

e personliche Hygiene,

e Essen, Trinken und Rauchen am Arbeitsplatz.

Bei Krebserkrankungen interessieren Angaben
tiber den Umgang mit samtlichen Stoffen wah-
rend des gesamten Berufslebens. Es geniigt
keineswegs, etwa nur die letzte Tatigkeit oder
nur die bekanntermafien krebserzeugenden
Stoffe zu beriicksichtigen.

Die Aufsichtspersonen werden bei ihren schwie-
rigen Ermittlungsarbeiten durch die DGUV Hand-
lungsempfehlung zur Ermittlung und Bewertung
der Einwirkung im Berufskrankheitenverfahren
unterstiitzt. Unter anderem enthdlt dieser Leit-
faden auch Hinweise fiir das Anfertigen von
Arbeitsplatzanalysen bei Hauterkrankungen,
obstruktiven Atemwegserkrankungen, Umgang
mit Losemitteln, Erkrankung durch Asbest,
Silikose und bandscheibenbedingte Erkrankun-
gen der Lendenwirbelsaule.
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Die Mitwirkung der Unternehmen

ist gesetzlich verankert:

Haben Unternehmer und Unternehmerinnen
im Einzelfall Anhaltspunkte, dass bei Versi-
cherten ihrer Unternehmen eine Berufskrank-
heit vorliegen konnte, haben sie diese gemaf
§ 193 Abs. 2 SGB VIl anzuzeigen.

Die Unternehmensleitung hat ferner auf Ver-
langen des zustandigen Unfallversicherungs-
tragers die Auskiinfte zu geben und die Be-
weisurkunden vorzulegen, die zur Erfiillung der
gesetzlichen Aufgaben des Unfallversiche-
rungstragers (§ 199) erforderlich sind (§ 192
Abs. 3 Satz 1SGB VII). Um beispielsweise den
Versicherten Leistungen nach einem Versiche-
rungsfall erbringen zu kdnnen, bendotigt die
Berufsgenossenschaft gegebenenfalls auch
vom Unternehmen selber Auskiinfte zu scha-
digenden Einwirkungen.

§ 193 Abs. 5 SGB VI regelt die Mitwirkung
der Betriebs- und Personalrdte durch Unter-
zeichnung der Anzeige. Die Vorschrift ver-
pflichtet das Unternehmen dariiber hinaus,
Sicherheitsfachkrdfte und Betriebsdrzte
tiber alle Anzeigen zu informieren. Verlangt
die Berufsgenossenschaft zur Feststellung,
ob eine Berufskrankheit vorliegt, Auskiinfte
tiber gefdhrdende Tatigkeiten von Versicher-
ten, haben die Unternehmen den Betriebs-
oder Personalrat iber dieses Auskunfts-
ersuchen unverziiglich zu unterrichten.

1.4.2.1.3 Die Erkrankung

Die in der BK-Ziffer genannte Erkrankung muss
ebenfalls mit ,hoher Wahrscheinlichkeit*
bewiesen sein. Wann eine solche Erkrankung
vorliegt, ist im Gesetz nicht weiter definiert.
Es handelt sich um eine medizinische Frage.
Allgemein wird Krankheit als ein regelwidriger
Korper- oder Geisteszustand, d. h. als eine von
der Norm des gesundheitlichen Zustandes
abweichende Erscheinung, beschrieben.

Der oder die Versicherte hat mit Eintritt des
Versicherungsfalles einen Anspruch gegen die
Berufsgenossenschaft, dass die Krankheit — auch
ohne Leistungsanspruch — durch Verwaltungsakt
als Berufskrankheit anerkannt wird. Auch dafiir
muss die in Betracht kommende Berufskrankheit
nachgewiesen sein. In aller Regel gelingt die
Diagnose bereits durch die drztliche Behandlung.
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Verdachtsdiagnosen und/oder auffillige Einzel-
befunde, die sich zumindest zu einer Verdachts-
diagnose verdichten lassen, sollten bereits
Anlass fiir eine arztliche BK-Anzeige sein, wenn
der begriindete Verdacht besteht, dass bei

dem bzw. der Betroffenen eine Berufskrankheit
besteht. Verdachtsdiagnosen geniigen jedoch
nicht den im Bereich der gesetzlichen Unfallver-
sicherung geltenden Beweisanforderungen fiir
eine Anerkennung. Hierfiir ist stets erforderlich,
dass die Erkrankung mit Gewissheit bewiesen ist.
Aber eine Verdachtsdiagnose erleichtert es der
Berufsgenossenschaft, praventive MaBnahmen
einzuleiten.

Gelingt der erforderliche Nachweis der Berufs-
krankheit zundchst nicht, muss die Berufs-
genossenschaft die Beweisfrage ,Wie lautet
die Diagnose?“ spatestens an den drztlichen
Sachverstdndigen richten. Er bzw. sie wird
den Versicherten oder die Versicherte unter-
suchen und eine Diagnose stellen.

1.4.2.2 Kausalitdtsfragen und
Beweisanforderungen
1.4.2.2.1 Einwirkungskausalitat
Der Zusammenhang zwischen der Verrichtung
zur Zeit der Einwirkungen und den Einwirkun-
gen wird nach Rechtsprechung des BSG
vom 02.04.2009 in Anlehnung an die Unfall-
kausalitdt beim Arbeitsunfall als Einwirkungs-
kausalitat bezeichnet. Das BSG hat darauf
hingewiesen, dass auch im BK-Recht der ursach-
liche Zusammenhang zwischen der versicherten
Tatigkeit und den Einwirkungen nicht als haf-
tungsbegriindende Kausalitdt bezeichnet wer-
den kann. Durch diesen Zusammenhang wird
keine Haftung begriindet, weil Einwirkungen
durch die versicherte Tatigkeit angesichts ihrer
zahlreichen moglichen Erscheinungsformen
und ihres unterschiedlichen Ausmafes nicht
zwangslaufig schadigend sind.
Denn Arbeit — auch korperliche Arbeit — und die
damit verbundenen Einwirkungen machen nicht
grundsatzlich krank. Erst die Verursachung einer
Erkrankung durch die der versicherten Tatigkeit
zuzurechnenden Einwirkungen begriindet eine
Haftung.

Im Regelfallist die Einwirkungskausalitat zu
vermuten und bedarf keiner genaueren
Priifung.

1.4.2.2.2 Haftungsbegriindende Kausalitat
Der Zusammenhang zwischen den Einwirkungen
und der Krankheit wird haftungsbegriindende

Kausalitat genannt. Haben die Einwirkungen
die Erkrankung verursacht, begriindet dies die
Haftung der BG.

MafBgebend fiir die Beurteilung der haftungs-
begriindenden Kausalitat ist die Theorie der
wesentlichen Bedingung: Im naturwissenschaft-
lichen Sinn muss die Einwirkung eine Bedin-
gung der Erkrankung sein und nicht weggedacht
werden konnen, ohne dass die Krankheit ent-
fallt. Aufgrund der Unbegrenztheit der naturwis-
senschaftlichen Ursachen erfolgt die fiir die
Praxis wichtige Priifung der Zurechnung nach
der Theorie der wesentlichen Bedingung. Von
der naturwissenschaftlichen Verursachung ist
nicht auf eine wesentliche Verursachung zu
schlief3en. Vielmehr ist wertend zu ermitteln,
ob die in Rede stehende Einwirkung ursachlich
fuir die Erkrankung ist. Hierbei kommt es auf die
Art und das Ausmaf der Einwirkungen, auf Art
und Ausmas der konkurrierenden Ursachen an,
aber ebenso auf die konkrete Krankheit und

auf die Krankengeschichte vor und nach dem
Auftreten der Krankheit.

Fiir die haftungsbegriindende Kausalitat
gelten leichtere Beweisanforderungen als

fiir die anspruchsbegriindenden Tatsachen.
Es geniigt, dass der Zusammenhang zwischen
der Einwirkung und der Krankheit wahrschein-
lich ist. Wahrscheinlichkeit bedeutet, dass
beim verniinftigen Abwdgen aller Umstande
die auf die berufliche Verursachung deuten-
den Faktoren so stark iberwiegen, dass dar-
auf die Entscheidung gestiitzt werden kann.
Eine Moglichkeit verdichtet sich dann zur
Wahrscheinlichkeit, wenn nach der geltenden
arztlich-wissenschaftlichen Lehrmeinung
mehr fiir als gegen einen Zusammenhang
spricht und ernste Zweifel hinsichtlich einer
anderen Verursachung ausscheiden.

1.4.2.2.3 Haftungsausfiillende Kausalitdt

Der Zusammenhang zwischen der Krankheit im
Sinne der jeweiligen BK-Bezeichnung und der
konkreten BK-Folge wird haftungsausfiillende
Kausalitdt genannt. Sie ist keine Voraussetzung
fiir die Anerkennung einer Berufskrankheit,

weil bereits durch die gesicherte Diagnose einer
Listenerkrankung durch schddigende Einwirkung
die Voraussetzung fiir die Anerkennung der
Berufskrankheit als Versicherungsfall erfiillt ist.

Im Priifungsschritt ,,haftungsausfiillende Kau-
salitat” soll vielmehr geklart werden, in wel-
chem Umfang und Ausmaf Beschwerden und



Gesundheitsstorungen der oder des Versicher-
ten Folge der Berufskrankheit sind. Auch hierfiir
gilt die Theorie der wesentlichen Bedingung.
Die Berufskrankheit muss eine wesentliche
Bedingung fiir die gesundheitlichen Beschwer-
den sein. Auch fiir die haftungsausfiillende
Kausalitat geniigt, dass der Zusammenhang
wahrscheinlich ist. Sind die Voraussetzungen
erfiillt, leistet die Berufsgenossenschaft. Zum
Leistungsumfang geh6ren MaBnahmen der
ambulanten und stationdren Heilbehandlung,
die Erbringung von Heil- und Hilfsmitteln,
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ggf. die Erbringung von Geldleistungen, wie
Verletztengeld und Rente sowie MaBnahmen
zur Teilhabe am Arbeitsleben. Abzugrenzen
sind Erkrankungen, die in keinem rechtlich
wesentlichen Zusammenhang mit der Berufs-
krankheit stehen.

1.4.2.3 Schaubild

Alle anspruchsbegriindenden Tatsachen und
ihre Verkniipfung durch Kausalzusammenhange
lassen sich in folgendem Schaubild im Sinne
einer Priiffolge darstellen.

Berufskrankheit

versicherte Tatigkeit

innerer Zusammenhang

Verrichtung zur Zeit
der Einwirkungen

Einwirkungskausalitat

Versicherungsfall

Einwirkung

haftungsbegriindende Kausalitat

Krankheit

haftungsausfiillende Kausalitat

BK-Folge

Quelle: P. Becker, SGb 03/10, S. 133
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Hinweis

Fiir die Aner-
kennung einer
Berufskrankheit
und fiir das
Erbringen von
Leistungen gelten

dieselben Beweis-

lastregeln wie
beim Arbeits-
unfall.
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1.4.2.4 Beweislast

Fiir die Anerkennung einer Berufskrankheit
und fiir das Erbringen von Leistungen gelten
dieselben Beweislastregeln wie beim Arbeits-
unfall. Kann eine bestimmte Tatsache nicht
festgestellt werden, sind die Folgen von dem-
jenigen zu tragen, der aus dieser Tatsache ein
Recht herleiten will (Grundsatz der objektiven
Beweislast). Das heifit: Alle anspruchsbegriin-
denen Tatsachen einer Berufskrankheit (ver-
sicherte Tatigkeit, Verrichtung, Einwirkungen
und Krankheit) und die beiden Kausalzusam-
menhédnge (haftungsbegriindende und haf-
tungsausfiillende Kausalitdt) miissen gemaf
den jeweiligen Beweisanforderungen positiv
festgestellt werden. Gelingt dies nicht, kommt
die Anerkennung einer Berufskrankheit nicht
in Betracht.

1.4.3 Weitere Besonderheiten im
Berufskrankheitenverfahren

1.4.3.1 Anerkennung einer Krankheit ,,wie*
eine Berufskrankheit
Die Berufsgenossenschaft hat nach § 9 Abs. 2
SGB VIl solche Krankheiten ,wie“ eine Berufs-
krankheit anzuerkennen, die nur deshalb nicht
in die Berufskrankheiten-Liste aufgenommen
worden sind, weil die Erkenntnisse der medi-
zinischen Wissenschaft iiber die besondere
Gefdahrdung bestimmter Personengruppen

e bei der letzten Fassung der Berufskrankheiten-
Liste noch nicht vorhanden waren oder

e dem Verordnungsgeber nicht bekannt waren
oder

e trotz Nachpriifung noch nicht ausreichten.

Fernerist neben den sonstigen Entschadi-
gungsvoraussetzungen zusatzlich das Vorlie-
gen neuer Erkenntnisse der medizinischen
Wissenschaft tiber den Ursachenzusammen-
hang zwischen schddigender Einwirkung
infolge einer versicherten Tatigkeit und Er-
krankung erforderlich. Bei der Anwendung von
§ 9 Abs. 2 SGB VII muss nach iiberwiegender
Meinung der medizinischen Fachleute hin-
reichend gesichert sein, dass die Einwirkung
generell geeignet ist, die Entstehung oder
Verschlimmerung einer bestimmten Erkran-
kung zu verursachen.

1.4.3.2 Die Rolle der ,,Gewerbeérztinnen und

-drzte“ im Berufskrankheiten-Verfahren
Die fiir den medizinischen Arbeitsschutz zustan-
digen Stellen (,,Gewerbed&rzte“) wirken bei der
Feststellung von Berufskrankheiten sowie von
Krankheiten, die wie Berufskrankheiten zu
entschadigen sind, mit (§ 9 Abs. 6 Nr. 2 SGB VII),
und zwar nach MafBigabe der Berufskrankheiten-
verordnung (§ 4 Abs. 2—4 BKV). Geregelt sind in
der Berufskrankheitenverordnung Pflichten der
Unfallversicherungstrager zur Unterrichtung tiber
die Einleitung eines Feststellungsverfahrens, zur
Beteiligung an dem weiteren Feststellungsver-
fahren und zur Information tiber die Ergebnisse
eigener Ermittlungen. Erganzt wird die Mitwir-
kung der fiir den medizinischen Arbeitsschutz
zustdndigen Stellen durch ein Vorschlagsrecht
fiir ergdnzende Beweiserhebungen der Unfall-
versicherungstrager und durch das Recht, Zu-
sammenhangsgutachten zu erstellen. Zur Vor-
bereitung dieser Gutachten kénnen die fiir den
medizinischen Arbeitsschutz zustdandigen Stellen
die Versicherten untersuchen oder andere drzt-
liche Ansprechpersonen auf Kosten der Unfall-
versicherungstrager mit Untersuchungen be-
auftragen.

Die Berufsgenossenschaft hat die fiir den
medizinischen Arbeitsschutz zustandige
Stelle liber den Ausgang des Berufskrank-
heitenverfahrens zu unterrichten, soweit ihre
Entscheidung von der gutachterlichen Stel-
lungnahme der zustandigen Stelle abweicht
(§ 9 Abs. 7 SGB VII). Hierdurch wird der aktuelle
Kenntnisstand der fiir den medizinischen
Arbeitsschutz zustdndigen Stelle gesichert.



1.4.3.3 Versicherungs- und Leistungsfall
Der Versicherungsfall ist vom Leistungsfall
zu trennen, derimmer den Versicherungsfall

voraussetzt. Bisweilen treffen Versicherungs-

und Leistungsfall zusammen. Es gibt aber
keinen Leistungsfall, dem nicht ein Versiche-
rungsfall zugrunde liegt.

Versicherte haben ein berechtigtes Feststel-
lungsinteresse an der Anerkennung ihrer Ge-
sundheitsstorung als Berufskrankheit, und
zwar auch dann, wenn der Leistungsfall noch
nicht eingetreten ist.

(Beispiel: Eine geringgradige, beruflich ver-
ursachte Larmschwerhorigkeit ist als Berufs-
krankheit auch dann anzuerkennen, wenn die
Erwerbsfahigkeit hierdurch noch nichtin ren-
tenberechtigendem Grade eingeschrénkt ist.)

Die Anerkennung des Versicherungsfalles
setzt voraus:

Der Versicherungsfall umschreibt allein das
generelle, versicherte Wagnis. Erist vom
Leistungsfall zu trennen, der die speziellen
Vorschriften iiber die Gewdhrung einer Leis-
tung betrifft. Der Eintritt des Leistungsfalles
richtet sich nach den materiell-rechtlichen
Voraussetzungen fiir die im Einzelfall in Be-
tracht kommende Leistung (Heilbehandlung,
Berufshilfe, Lohnersatzleistungen, Rente).
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Soweit Vorschriften tiber Leistungen auf den
Zeitpunkt des Versicherungsfalles abstellen,
ist bei Berufskrankheiten auf den Beginn der
Arbeitsunfahigkeit oder der Behandlungsbe-
diirftigkeit oder, wenn dies fiir die Versicherten
giinstigerist, auf den Beginn der rentenberech-
tigten Minderung der Erwerbsfahigkeit abzu-
stellen (§ 9 Abs. 5 SGB VII). Dieser kann bereits
vor Beginn der Arbeitsunfahigkeit oder der
Behandlungsbediirftigkeit vorgelegen haben.

1.4.3.4 Besonderheit bei der

Leistungsfeststellung
Rentenleistungen werden nach dem Jahres-
arbeitsverdienst berechnet. Der Jahresarbeits-
verdienst ist der Gesamtbetrag der Arbeitsent-
gelte und Arbeitseinkommen des Versicherten
in den zwdlf Kalendermonaten vor dem Monat,
in dem der Versicherungsfall eingetreten ist.
Nach § 84 SGB VIl gilt bei Berufskrankheiten
fur die Berechnung des Jahresarbeitsverdiens-
tes als Zeitpunkt des Versicherungsfalles der
letzte Tag, an dem die Versicherten Tatigkeiten
verrichtet haben, die ihrer Art nach geeignet
waren, die Berufskrankheit zu verursachen,
wenn diese Berechnung fiir die Versicherten
giinstiger ist. Dies gilt ohne Riicksicht darauf,
aus welchen Griinden die schddigende versi-
cherte Tatigkeit aufgegeben wurde.
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Worauf achtet die Verwaltung, bevor sie dem Rentenausschuss eine Entscheidung vorschlagt?

10.

Sind Art und Dauer der versicherten Tatigkeit hinreichend geklart? Konnten die arbeitsbio-
grafischen Daten, soweit sie fiir die Beurteilung des Einzelfalles relevant sind, nachgewiesen
werden?

Waren mit der Tatigkeit besondere Einwirkungen im Sinne des § 9 Abs. 1SGB VIl verbunden?

Hat die Praventionsabteilung sich mit der Klarung der Beweisfrage ,,schadigende Einwirkung*

befasst, und zu welchen Ergebnissen gelangte sie (hach Aktenlage, nach Ermittlungen vor

Ort durch die Aufsichtsperson, nach Ermittlung von Gefahrstoffen oder nach messtechnischer

Bestimmung der Exposition)?

2.1 Hat die Praventionsabteilung bei der Beurteilung des arbeitstechnischen Geschehens
die Aussagen des bzw. der Erkrankten beriicksichtigt?

Haben der Betriebsarzt bzw. die Betriebsarztin und die Sicherheitsfachkraft eine Stellung-
nahme abgegeben?

Ist die medizinische Diagnose gesichert? Passt das Krankheitsbild zur BK-Nummer?

Hatte der oder die Versicherte im Verfahren hinreichend Gelegenheit, die Dinge aus eigener
Sicht zu schildern?

Wurde die fiir den medizinischen Arbeitsschutz zustdandige Stelle gehort?

Haben sich weitere arztliche Sachverstandige (Gutachtende) an der Aufklarung

der medizinischen Zusammenhangsfragen beteiligt?

6.1 Welche Aufgabenstellung wurde den Gutachtenden vorgegeben?

6.2 Kommen Gewerbedrzte bzw. Gewerbedrztinnen und Gutachtende zu unterschiedlichen
Auffassungen?

6.3 Haben sich die Arztinnen bzw. die Arzte mit den Ergebnissen der Praventionsabteilung
auseinandergesetzt?

6.4 Wurden die Aussagen der Beteiligten (versicherte Person, Arbeitgeber bzw.
Arbeitgeberin) von drztlicher Seite berticksichtigt?

Liegt ein Gesundheitsschaden infolge der Berufskrankheit vor? Ist die Erwerbsfahigkeit
der oder des Erkrankten hierdurch gemindert? Wenn ja, in welchem Umfang?

Ist der Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungs-/Leistungsfalles festgelegt?

Sind MaBnahmen der medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben
erforderlich und entsprechende Leistungen zu erbringen?

Sind MaBnahmen des Arbeitsschutzes im Unfallbetrieb zu veranlassen?
Muss die Praventionsabteilung deshalb {iber die drztlichen Erkenntnisse informiert werden?
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1.5 Leistungen nach Eintritt eines Versicherungsfalls

Die Leistungen an Verletzte, Erkrankte oder
deren Hinterbliebene werden nach den Vor-
schriften der Sozialgesetzbiicher erbracht:

e Unfallversicherung (SGB VII) sowie
e Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen (SGB IX).

Versicherte haben Anspruch auf Heilbehand-
lung einschliefilich Leistungen der medizini-
schen Rehabilitation, auf Leistungen zur Teilha-
be am Arbeitsleben und auf Leistungen zur
sozialen Teilhabe. Dariiber hinaus bestehen
Anspriiche auf Leistungen bei Pflegebediirftig-
keit sowie auf Geldleistungen.

1.5.1 Heilbehandlung (medizini-
sche Rehabilitation)

Die Heilbehandlung verfolgt mit allen geeigneten
Mitteln das Ziel, den durch den Versicherungs-

fall verursachten Gesundheitsschaden zu besei-

tigen oder zu bessern, seine Verschlimmerung

zu verhiiten und seine Folgen zu mildern. Zu den

Leistungen der medizinischen Rehabilitation

gehodren insbesondere:

e Erstversorgung

e drztliche Behandlung

e zahndrztliche Behandlung einschlieBlich der
Versorgung mit Zahnersatz

e Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und

Hilfsmitteln

hausliche Krankenpflege

Behandlung in Krankenhdusern und speziellen

Rehabilitationseinrichtungen

Belastungserprobung und Arbeitstherapie

Der Gesetzgeber fordert von den Berufsgenossen-
schaften, dass Qualitdt und Wirksamkeit der
Leistungen zur Heilbehandlung und Rehabilitation
dem allgemein anerkannten Stand der medizini-
schen Erkenntnisse entsprechen und auch den
medizinischen Fortschritt beriicksichtigen (§ 26
Abs. 4 SGB VII). Bei Gesundheitsschaden, fir
die wegen ihrer Art oder Schwere besondere
unfallmedizinische stationdre Behandlung
angezeigt ist, wird diese in besonderen Einrich-
tungen erbracht. Zu diesen Einrichtungen geho-
ren insbesondere die berufsgenossenschaft-
lichen Unfallkliniken.

1.5.2 Pflege

Solange Versicherte infolge des Versicherungs-
falls so hilflos sind, dass sie fiir die gewdhn-
lichen und regelmafiig wiederkehrenden Ver-
richtungen im Ablauf des téglichen Lebens in
erheblichem Umfang der Hilfe bediirfen, wird
Pflegegeld gezahlt, eine Pflegekraft gestellt
oder Heimpflege gewdhrt. In Leistungsfallen
der gesetzlichen Unfallversicherung haben
Anspriiche nach dem Pflegeversicherungsge-
setz (SGB XI) keinen Vorrang. Leistungen bei
Pflegebediirftigkeit erbringen die Berufsgenos-
senschaften bereits seit dem 01.07.1925.

1.5.3 Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben

Diese Leistungen verfolgen das Ziel, die Versi-
cherten nach ihrer Leistungsfahigkeit und unter
Beriicksichtigung ihrer Eignung, Neigung und
bisherigen Tatigkeit moglichst auf Dauer beruf-
lich einzugliedern. Dies gilt auch fiir Versicherte,
fiir die die Gefahr besteht, dass eine Berufs-
krankheit entsteht, wiederauflebt oder sich
verschlimmert.

Zu den Teilhabeleistungen gehoren nach

§§ 49 ff. SGB IX:

e Leistungen zur Erhaltung oder Erlangung
eines Arbeitsplatzes einschlieBlich der
Leistungen zur Férderung der Arbeitsaufnahme.

e Berufsvorbereitung einschlieBlich der wegen
eines Gesundheitsschadens erforderlichen
Grundausbildung.

e Berufliche Anpassung, Fortbildung, Ausbil-
dung und Umschulung einschliefilich des
zur Inanspruchnahme dieser Leistungen
erforderlichen schulischen Abschlusses.

e Arbeits- und Berufsférderung im Eingangsver-
fahren und im Arbeitstrainingsbereich einer
anerkannten Werkstatt fiir Behinderte.

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
konnen auch zum beruflichen Aufstieg erbracht
werden. Nehmen Versicherte Leistungen zur
Teilhabe in Anspruch, die iiber die gesetzlichen
Rahmenbedingungen hinausgehen, kann auch
eine angemessene Teilforderung bewilligt wer-
den (§ 35 Abs. 3 SGB VII).
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1.5.4 Leistungen zur sozialen
Teilhabe

Diese Leistungen sollen Versicherten mit
schwersten Gesundheitsschdden die Integration
in die Familie sichern und die Teilnahme

am Leben in der Gemeinschaft ermoglichen.
Zu ihnen gehoren:

Kraftfahrzeughilfe

Wohnungshilfe

e sozialpddagogische und psychosoziale
Betreuung

Beratung durch die Reha-Managerinnen und
Reha-Manager der Berufsgenossenschaft

1.5.5 Geldleistungen

1.5.5.1 Verletztengeld

Das Verletztengeld wird in der Regel im Auftrag
der Berufsgenossenschaft durch die Kranken-
kasse berechnet und ausgezahlt. Es ist zu zah-
len bei Arbeitsunfahigkeit nach einem Arbeits-
unfall oder einer Berufskrankheit. Wegen der
Lohn- oder Gehaltsfortzahlung beginnen die
Barleistungen in der Regel jedoch erst mit der
siebten Woche der Arbeitsunfahigkeit.

Das Verletztengeld betragt unabhangig vom
Familienstand und von der Zahl der zu unter-
haltenden Angehdrigen 80 % des Bruttover-
dienstes, hochstens Nettoverdienst (abziiglich
Beitragsanteile zur Renten- und Arbeitslosen-
versicherung).

1.5.5.2 Ubergangsgeld

Wahrend der Zeit der beruflichen Rehabilitation
oder Ubergangszeiten (z.B. Zeiten zwischen zwei
MaBnahmen der Berufsforderung) wird der Le-
bensunterhalt durch ein Ubergangsgeld gesichert.

Hohe: 68 % des Verletztengeldes oder
75% des Verletztengeldes, wenn
sich z.B. ein Kind im Haushalt befindet.
Weitere Fallkonstellationen sind in
§50SGBVIIi.V.m. § 66 Abs. 1SGB IX
geregelt.

1.5.5.3 Rente an Versicherte

1.5.5.3.1 Zweckbestimmung der Rente

Die Rente der gesetzlichen Unfallversiche-
rung soll in dem gesetzlich vorgeschriebenen

Rahmen den Schaden ersetzen, der dadurch
entsteht, dass der Versicherungsfall zu einer
eingeschrankten Einsatzmoglichkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt fiihrt. Sie hat nicht
nur die Funktion eines materiellen, finanziellen
Schadensausgleichs sowie Lohnersatzfunktion,
sondern zugleich und vorrangig die Funktion
eines Ersatzes des Kdrperschadens und eines
immateriellen Schadensausgleichs.

Demgemadn dient die Rente dem pauschalen
Ausgleich eines durch den Kdrperschaden
bedingten Mehrbedarfs, sie gleicht immateriel-
len Schaden aus (erh6hte Anstrengungen der
oder des Versicherten, sonstige persdnliche
Bediirfnisse) und sie gleicht den Einkommens-
verlust aus, ohne dass bei der Rentenbemes-
sung im Einzelfall nach den Entschadigungs-
zwecken unterschieden wird.

1.5.5.3.2 Bemessungsgrundlagen
Bemessungsgrundlage ist zundchst der Jahres-
arbeitsverdienst (JAV) gleich Bruttoverdienst
in den letzten zwolf Monaten vor dem Unfall-
monat. Zweite Bemessungsgrundlage ist die
Minderung der Erwerbsfahigkeit. Sie bestimmt
die Hohe der Rente an Versicherte.

In der gesetzlichen Unfallversicherung ist mit
der Erwerbsfahigkeit die Eignung des bzw. der
Versicherten gemeint, sich nach seinen bzw.
ihren gesamten Kenntnissen und kérperlichen
wie geistigen Fahigkeiten im ganzen Bereich
des wirtschaftlichen Lebens (allgemeiner
Arbeitsmarkt) einen Erwerb zu verschaffen.
Daher ist die MdE ,,an sich® zu entschadigen
und nicht ein konkreter Verdienstausfall.

Ausgangspunkt fiir die Beurteilung der MdE ist
demnach das Ausmaf der Erwerbsfahigkeit des
bzw. der Verletzten, welches vor dem Versiche-
rungsfall bestanden hat. Damit zu vergleichen
sind die Beeintrachtigungen des kdrperlichen
und geistigen Leistungsvermdgens durch die
Folgen des Versicherungsfalls und der Umfang
der auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens
verbliebenen Arbeitsmdglichkeiten. Daraus
folgtim Grundsatz, dass identische korperliche,
seelische und geistige Folgen eines Versiche-
rungsfalls bei allen Versicherten zu gleich hohen
MdE-Werten fiihren, unabhangig davon, welchen
Beruf oder welche Tatigkeit sie vor dem Versiche-
rungsfall ausgeiibt haben. Die Minderung der
Erwerbsfahigkeit schatzt der Arzt oder die Arztin
in Prozenten. Eine auf diesen Bemessungsgrund-
lagen festgestellte Rente kann héchstens, ndm-



lich bei einer 100 %igen Minderung der Erwerbs-
fahigkeit, 2/3 des Jahresarbeitsverdienstes (JAV)
betragen. Eine Rente ist nur zu zahlen, wenn

die Minderung der Erwerbsféhigkeit mindestens
20 v. H. betragt. Dieser Prozentsatz kann sich
auch durch zwei Versicherungsfalle ergeben, die
jeweils zu einer MdE von 10 v. H. gefiihrt haben.

1.5.5.4 Witwen- und Witwerrente
Hohe: 30v.H. desJAV, jedoch
40 v.H. des JAV bei
¢ Vollendung des 45. Lebensjahres
e Berufs- oder Erwerbsunfahigkeit
e Erziehung eines durch Arbeitsunfall
waisenrentenberechtigten Kindes
e Sorge fiir ein Kind, das wegen
Behinderung Waisenrente erhalt

Das tiber einem bestimmten Freibetrag liegen-
de Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen
der oder des Berechtigten wird teilweise ange-
rechnet. Die Witwe oder der Witwer erhélt die
Rente, so lange sie oder er lebt. Der Rentenan-
spruch endet jedoch bei Wiederheirat. Diese
Regelungen gelten fiir Personen, die vor dem
02.01.1962 geboren sind (Anwendung alter
Rechtsvorschriften).

1.5.5.5 Witwen- und Witwerrente nach dem
seit 01.01.2002 geltenden Recht
Hohe: 30v.H. des AV fiir die Dauervon
24 Monaten, wenn Witwen oder Witwer
nach dem 01.01.1962 geboren sind und
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles
das 45. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben und keine waisenrenten-
berechtigten Kinder erziehen.

40 v.H. des JAV bei
e Vollendung des 45. Lebensjahres
e eigener Erwerbsminderung
e Erziehung eines durch Arbeitsunfall
waisenrentenberechtigen Kindes
e Sorge fiir ein Kind, das wegen Behin-
derung Waisenrente bezieht

Mit der Rechtsdnderung verfolgte der Gesetz-
geber hauptsachlich das Ziel, junge Witwen
bzw. Witwer ohne Kinder nur befristet zu ent-
schddigen. Eine dauerhafte Unterhaltsbediirf-
tigkeit wird fiir junge und kinderlose Witwen
bzw. Witwer nicht angenommen.

Arbeitsunfille, Berufskrankheiten, Verwaltungsverfahren und Leistungen

1.5.6 Waisenrente

Hohe: 20v.H. desJAV
30 v.H. des JAV bei Vollwaisen
Dauer: bis 18. Lebensjahr und dariiber hinaus bei

e Berufs- und Schulausbildung
e sozialem Jahr
e Behinderung

Das liber einem bestimmten Freibetrag liegen-
de Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen
der berechtigten Person wird teilweise an-
gerechnet.

1.5.7 Elternrente
Hohe: 15 des AV fiir einen Elternteil
3/10 des JAV fiir beide Elternteile
Voraussetzungen:
e Unterhaltsbediirftigkeit
e Unterhaltsfahigkeit des tédlich
Verungliickten
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Sozialgesetzbuch (SGB) IV — Auszug
§ 36a Abs. 1
Durch Satzung kdnnen

1. der Erlass von Widerspruchsbescheiden
und
2. in der Unfallversicherung ferner
a) die erstmalige Entscheidung tiber Renten,
Entscheidungen iiber Rentenerhéhungen,
Rentenherabsetzungen und Rentenentzie-
hungen wegen Anderung der gesundheit-
lichen Verhdltnisse
b) Entscheidungen {iber Abfindungen mit
Gesamtvergiitungen, Renten als vorlaufige
Entschddigungen, laufende Beihilfen und
Leistungen bei Pflegebediirftigkeit

besonderen Ausschiissen iibertragen werden,
§ 35 Abs. 2 gilt entsprechend.

Auszug aus der Satzung

§1

Name, Sitz, Rechtsstellung

(1) Die Berufsgenossenschaft fiihrt den Namen
»Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro
Medienerzeugnisse“ (BG ETEM). Sie hat ihren
Sitz in Koln.

(2) Die Berufsgenossenschaft ist eine rechts-
fahige bundesunmittelbare Kérperschaft
des offentlichen Rechts mit Selbstverwal-
tung. Sie ist befugt, den Bundesadlerim
Dienstsiegel zu fiihren.

(3) Die Berufsgenossenschaft besitzt Dienst-
herrnfahigkeit im Sinne des § 2 BBG (§ 149
Absatz 2 Satz 1SGB VII).

(4) Die Berufsgenossenschaft besitzt das
Recht, die Ein- und Anstellungsbedingungen
und die Rechtsverhaltnisse der Angestellten
durch eine Dienstordnung zu regeln (Dienst-
ordnungsangestellte), soweit nicht die
Angestellten nach Tarifvertrag oder auf3er-
tariflich angestellt werden. Vertrdge mit
Angestellten, die der Dienstordnung unter-
stehen, diirfen nur noch abgeschlossen wer-
den, wenn die Angestellten am 31.12.2022
bereits einer Dienstordnung unterstanden
(§ 144 Absatz 2 SGB VII).

§2

Aufgaben

(1) Die Berufsgenossenschaft ist Trager der
gesetzlichen Unfallversicherung.

O

(2) Aufgabe der Berufsgenossenschaftist es,
mit allen geeigneten Mitteln fiir die Ver-
hiitung von Arbeitsunfallen, Berufskrank-
heiten und arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren sowie fiir eine wirksame
Erste Hilfe (§ 1Nr. 1, § 14 Abs. 1SGB VII) zu
sorgen; nach Eintritt eines Arbeitsunfalls
oder einer Berufskrankheit hat sie die Ge-
sundheit und Leistungsfahigkeit der Ver-
sicherten mit allen geeigneten Mitteln wie-
derherzustellen und die Versicherten oder
ihre Hinterbliebenen durch Geldleistungen
zu entschadigen (§ 1Nr. 2 SGB VII).

§3

Sachliche Zustandigkeit

(1) Die Berufsgenossenschaft ist sachlich
zustdndig fur die Unternehmen (Betriebe,
Verwaltungen, Einrichtungen, Tatigkeiten,
§ 121 Abs. 1SGB VII) folgender Unter-
nehmensarten:

1. Elektrotechnische und feinmechanische

Produktion

a. Herstellung elektrotechnischer Erzeug-
nisse, elektrischer Grof3gerate, elek-
trischer Kleinmaschinen und Kleinwdarme-
gerdte, elektrischer Nachrichten- und
Messgerdte, Medizintechnik, Installati-
onsmaterial, Kabel, isolierter Drahte und
Leitungen, Akkumulatoren, Elemente und
Batterien, galvanotechnische Betriebe

b. Bau elektrischer Anlagen

c. Herstellung feinmechanischer und
optischer Erzeugnisse, Prazisions-
instrumente und -gerdte, augenoptischer
Erzeugnisse, arztlicher Instrumente,
orthopddie-mechanischer Erzeugnisse,
zahntechnische Laboratorien, Uhren aller
Art, Prazisionswerkzeuge

d. Herstellung von Biiromaschinen
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. Herstellung von Metall- und Kurzwaren,

Draht- und Blecherzeugnissen, Blank- und
Metallschrauben und Schmuckwaren

Herstellung von Handfeuerwaffen und
Luftgewehren, Beschussanstalten

. Bau von Luftfahrzeugen

. Herstellung und Vorfiihrung von Lichtbild-

streifen

Herstellung von Grof3- und Kleinmusik-
instrumenten und Saiten

. Erzeugung und Verteilung elektrischer

Energie einschlieBlich Kernkraftwerke

. Gas-, Fernwarme- und Wasserwirtschaft
a.

Gasversorgung (Anlagen zur Gewinnung,
Erzeugung, Aufbereitung, Speicherung,
Fortleitung, Verteilung und Verwendung
von Gas)

. Fernwarmeversorgung (Anlagen zur Erzeu-

gung und Verteilung von Warme)

. Wasserversorgung (Anlagen zur Gewin-

nung, Aufbereitung, Speicherung,
Fortleitung und Verteilung von Wasser)

. Abwasserentsorgung (Anlagen zur Fortlei-

tung und Behandlung von Abwasser sowie
zur Beseitigung der dabei entstehenden
Riickstande)

. Textil und Bekleidung
a.

Herstellung und Aufbereitung von textilen
Faserstoffen, Spinnereien aller Art, Textil-
recycling

. Be- und Verarbeitung von linienférmigen

Textilgebilden (wie Faden, Filament, Garn,
Zwirn)

. Herstellung von flachenférmigen Textil-

gebilden und Gebilden aus textilen
Ersatzstoffen, insbesondere Webereien,
Flechtereien, Strickereien und Wirkereien
aller Art, Teppichbodenherstellung, Filz-
und Vliesherstellung

d.

Veredlung von Textilgebilden, -ersatzstof-
fen, -erzeugnissen und Rauchwaren

. Herstellung, Be- und Verarbeitung von

technischen textilen und textilartigen
Erzeugnissen, insbesondere von mobil-
(fahrzeug-) technischen, medizin-, indus-
trie-, geo-, agro-, bau-, 6kotechnischen
Erzeugnissen, Leichtbau-, Verbund-,
Pack-, Schutz-Erzeugnissen sowie Heim-
und Smart-Textilien

Herstellung und Bearbeitung von Beklei-
dung, Wasche, Textil- und textilartigen
Erzeugnissen, einschlieBlich Entwurf,
Zuschnitt und dgl. — jeweils auch com-
puterunterstiitzt — sowie Konfektio-
nierung, Aufbereitung, Aufmachung,
Logistik- und sonstiger Dienstleistungen,
passiver Lohnveredlung und Textilpriif-
anstalten; Kiirschnerei; Ausstattungs-
textilien fiirinnen und auf3en, Spielwaren,
Schirme

g. Herstellung und Instandsetzung von

h.

Schuhen und Schuhbestandteilen aller Art

Textilpflege und textile Dienste aller Art
einschlieBlich Annahmestellen

. Druck und Papierverarbeitung
a.

Herstellung von Druckerzeugnissen jeder
Art, einschliefilich Digital- und Computer-
druck

. Herstellung von Druckvorlagen und Druck-

formen einschlieBlich aller Vorbereitungs-
arbeiten (z.B. Licht-, Foto-, Schreib-,
Computersatz, elektronische Bild-
erstellung und -bearbeitung)

. Herstellung von grafischen Arbeiten,

Grafik- und Photo-Design

. Verteilung von Druckerzeugnissen, wenn

mit dem Herstellungsbetrieb ein juristi-
scher, wirtschaftlicher und technischer
Zusammenhang besteht

. Aufnahme und Herstellung von Fotogra-

fien (auch digital) mit und ohne Labor-



ausfiihrung einschlieilich freiberuflicher
und kiinstlerischer Fotografie sowie Mikro-
verfilmung

f. Entwicklung und Verarbeitung von Film-
und Fotomaterial

g. Herstellung von Vervielfaltigungen (z. B.
Lichtpausen und Fotokopien)

h. Herstellung von Papier-, Pappe-, Tissue-,
Kunststoff- und verwandten Erzeugnissen,
Wellpappe

i. Herstellung von Buchbindereierzeugnissen

j. Veredelung einschlief3lich Beschichten
von Papier und Pappe

(2) Die Berufsgenossenschaft ist auch fiir sich
und ihre eigenen Unternehmen zustandig
(§ 132 SGB V).

(3) Die Berufsgenossenschaft ist auch zustén-
dig fiir verschiedenartige Neben- und Hilfs-
unternehmen, wenn sie fiir das Hauptunter-
nehmen zustédndig ist.

§4

Ortliche Zusténdigkeit

Die ortliche Zustandigkeit der Berufsgenossen-
schaft erstreckt sich auf das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland.

§5

Verwaltungsaufbau

(1) Am Sitz der Berufsgenossenschaft in Kéln
sowie an den Standorten Augsburg, Diissel-
dorf und Wiesbaden werden die Aufgaben
der Hauptverwaltung wahrgenommen.

(2) Die BG ETEM hat fiir die Bearbeitung von
Versicherungsfillen die Regionaldirektio-
nen Augsburg, Berlin, Kéln, Niirnberg und
ihnen zugeordnete Geschéftsstellen. Die
Zustandigkeitsbereiche der Regionaldirek-
tionen regelt der Vorstand.

(3) Die Regionaldirektionen sind Organisations-
einheiten der Berufsgenossenschaft ohne
eigene Rechtspersdnlichkeit.

(4) Die Berufsgenossenschaft hat fiir die Tech-
nische Aufsicht und Beratung Praven-
tionszentren.

§12

Ehrendamter — Rechtsstellung der Mitglieder

der Selbstverwaltung

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane
sind ehrenamtlich tatig. Stellvertreter und
Stellvertreterinnen haben fiir die Zeit, in
der sie die Mitglieder vertreten oder andere
ihnen ibertragene Aufgaben wahrnehmen,
die Rechte und Pflichten eines Mitglieds
(§ 40 Abs. 1Satz 2 SGB IV).

(2) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane

haften fiir den Schaden, welcher der Berufs-

genossenschaft aus einer vorsatzlichen
oder grob fahrlassigen Verletzung derihnen
obliegenden Pflichten entsteht (§ 42 Abs. 2
SGB V).

(3) Die Berufsgenossenschaft erstattet den Mit-
gliedern der Selbstverwaltungsorgane ihre
baren Auslagen grundsatzlich in Anlehnung
an das Reisekostenrecht fiir den o6ffentlichen
Dienst. Die Auslagen des oder der Vorsitzen-
den und des oder der stellvertretenden Vor-
sitzenden eines Selbstverwaltungsorgans
fiirihre Tatigkeit auBerhalb der Sitzungen
konnen mit einem Pauschbetrag abgegolten
werden (§ 41 Abs. 1SGB IV). Einzelheiten
regelt die Entschadigungsordnung (§ 41
Abs. 4 Satz 1SGB IV).

(4) Die Berufsgenossenschaft ersetzt den
Mitgliedern der Selbstverwaltungsorgane
den tatsdchlich entgangenen regelmafiigen
Bruttoverdienst und erstattet ihnen die den
Arbeitnehmeranteil tibersteigenden Beitra-
ge, die sie als ehrenamtlich tadtige Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen nach § 168
Abs. 1Nr. 5 SGB VI selbst zu tibernehmen
haben. Die Entschadigung betrdgt fiir jede
Stunde derversdumten regelmaBigen
Arbeitszeit hochstens ein Flinfundsiebzigs-
tel der monatlichen Bezugsgroe (§ 18 SGB
IV). Wird durch schriftliche Erkldarung des
oder der Berechtigten glaubhaft gemacht,
dass ein Verdienstausfall entstanden ist,
l[dsst sich dessen Hohe jedoch nicht nach-
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weisen, ist fiir jede Stunde der versdumten
regelmafigen Arbeitszeit ein Drittel des in
Satz 2 genannten Héchstbetrages zu erset-
zen. Der Verdienstausfall wird je Kalender-
tag fiir hochstens 10 Stunden gewdhrt; die
letzte angefangene Stunde wird voll gerech-
net (§ 41Abs. 2 SGB V).

(5) Die Mitglieder der Selbstverwaltung
sind verpflichtet, das Sozialgeheimnis
zu wahren (§ 35 SGB I).

(6) Die Absatze 1bis 5 gelten entsprechend
fuir die Mitglieder von Ausschiissen.

§13

Aufgaben der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung hat insbesondere
folgende Aufgaben:

17. Bildung der Widerspruchsausschiisse und
der Einspruchsausschiisse und Bestellung
ihrer Mitglieder (§ 36 a SGB IV)

§17

Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand verwaltet die Berufsgenossen-
schaft. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

18. Bildung der Rentenausschiisse und Bestel-
lung ihrer Mitglieder (§ 36 a SGB IV)

§20

Rentenausschiisse

(1D DerVorstand bestimmt die Zahl der Renten-
ausschiisse und bestellt ihre Mitglieder.

(2) Die Rentenausschiisse bestehen aus je
einem Vertreter oder einer Vertreterin der
Versicherten sowie der Arbeitgeber und Ar-
beitgeberinnen. Fiir die Ausschussmitglieder
sind mindestens zwei und héchstens sechs
Stellvertreter oder Stellvertreterinnen zu
bestimmen, die das Amt in der Reihenfolge
ihrer Benennung und Verfiigbarkeit wahr-
nehmen; die Anzahl der Stellvertreter oder
Stellvertreterinnen fiir jeden Rentenaus-
schuss ist fiir die Gruppe der Arbeitgeber
und Arbeitgeberinnen sowie der Versicher-
ten jeweils gleich hoch und ergibt sich aus
dem Anhang 1a der Satzung. Zu Mitgliedern

der Rentenausschiisse konnen nur Personen
bestellt werden, die die Voraussetzungen
der Wahlbarkeit als Organmitglied erfiillen.

(3) Die Mitglieder der Rentenausschiisse sind
ehrenamtlich tatig; § 12 der Satzung gilt
entsprechend. Fiir die Amtsdauer und den
Verlust der Mitgliedschaft im Renten-
ausschuss gelten die §§ 58 und 59 SGB IV
entsprechend.

(4) DerHauptgeschiéftsfiihrer/die Haupt-
geschaftsfiihrerin oder eine von ihm/ihr
beauftragte Person nimmt an den Sitzungen
der Rentenausschiisse mit beratender
Stimme teil.

(5) Einigen sich die beiden Mitglieder des Ren-
tenausschusses bei der Beschlussfassung
nicht tiber den Grund der Leistung, so gilt
die Leistung als abgelehnt; kommt es zu
keiner Einigung tiber die Hohe der Leistung,
so gilt die Leistung bis zur Hohe des nicht
strittigen Teiles als bewilligt.

§21

Widerspruchs- und Einspruchsausschiisse

(1) Der Erlass von Widerspruchsbescheiden
wird besonderen Ausschiissen (Wider-
spruchsausschiissen) {ibertragen (§ 36 a
Abs. 1Satz 1Nr. 1SGB IV; § 85 Abs. 2 Nr. 2
SGG, § 73 Abs. 1Nr. 3 und Abs. 2 VwWGO).
Die Befugnisse der Verwaltungsbehdorde ge-
maf § 69 Abs. 2 und Abs. 5 Satz 1, 2. Halb-
satz des Gesetzes liber Ordnungswidrigkei-
ten nehmen Einspruchsausschiisse wahr,
wenn gegen einen Bufigeldbescheid der
Berufsgenossenschaft ein zuldssiger Ein-
spruch eingelegt wird (§ 112 Abs. 2 SGB IV).

(2) Die Vertreterversammlung bildet gemaf
§ 13 Nr. 17 der Satzung einen oder mehrere
Widerspruchs- und Einspruchsausschiisse.

(3) §20 Abs. 2-4 der Satzung gilt entspre-
chend.

(4) Einigen sich die Mitglieder der Wider-
spruchs- und Einspruchsausschiisse nicht,
so gilt der Widerspruch als abgelehnt,
dem Einspruch als nicht abgeholfen.



§38

Entschddigungen, Jahresarbeitsverdienst

(1) Die Versicherten erhalten bei Arbeitsunfal-
len und Berufskrankheiten (§§ 7 bis 12 SGB
VII) Entschddigungen nach Gesetz und
Satzung.

(2) DerHochstbetrag des Jahresarbeits-
verdienstes betrdgt:

1. firUnternehmen aus dem Zustédndig-
keitsbereich von § 3 Abs. 1Nr. 1., 2.,
3. und 4. (ehemalige BGFE, ehemalige
BGFW und ehemalige TBBG) ab dem
01.01.2012: 84.000 Euro;

2. furUnternehmen aus dem Zustandig-
keitsbereich von § 3 Abs. 1Nr. 5
(ehemalige BGDP) vom 01.01.2012 bis
zum 31.12.2012: 75.000 Euro, vom
01.01.2013 bis zum 31.12.2014: 78.000
Euro, ab dem 01.01.2015: 84.000 Euro.

(3) Firehrenamtlich Tatige (§ 2 Abs. 1Nr. 10
Buchstabe a SGB VI, § 62 Abs. 1 der Sat-
zung), die bei ihrer ehrenamtlichen Tatig-
keit fiir die Berufsgenossenschaft einen

Arbeitsunfall (§ 8 SGB VII) oder eine Berufs-

krankheit (§ 9 SGB VII) erleiden, bzw. ihre
Hinterbliebenen, gilt Folgendes:

1. Sie erhalten Mehrleistungen, sofern
der Verdienst der ehrenamtlich Tatigen
unter dem in Buchstabe c) genannten
Betrag liegt, in Hohe des Unterschiedes
zwischen den aufgrund ihres Jahres-
arbeitsverdienstes und den aufgrund
des Hochstbetrags des Jahresarbeits-
verdienstes nach Buchstabe c) zu
errechnenden Leistungen (§ 94 Abs. 1
Nr. 2 SGB VII). Zu dem gesetzlichen
Sterbegeld wird als Mehrleistung die
Differenz zwischen dem nach § 64
Abs. 1SGB VIl errechneten Sterbegeld

und dem zwdlften Teil des Hochstjahres-

arbeitsverdienstes (Buchstabe c)
gewdhrt.

2. Die Berufsgenossenschaft erstattet
auf Antrag die durch Privatbehandlung
entstandenen Mehrkosten fiir Sachleis-

tungen, sofern sie nicht durch andere
Versicherungs- und Versorgungsanspri-
che oder sonstige auf Gesetz oder
Vertrag beruhende Anspriiche gedeckt
sind. Die Erstattung darf einschlie3lich
der bereits von der Berufsgenossen-
schaft gewdhrten Sachleistungen das

Zweieinhalbfache der Kosten nicht iiber-
steigen, die fiir die einzelnen Leistungen

bei berufsgenossenschaftlicher Heil-
behandlung entstanden waren. Bei sta-
tiondrer Behandlung wird die Erstattung
der Kosten fiir Unterbringung und Ver-

pflegung im Krankenhaus einschlieBlich

aller Nebenkosten durch die Hohe die-
ser Kosten bei Unterbringung in einem
Zweibettzimmer begrenzt. Die Fest-
betragsregelungen fiir Arznei- und Ver-
bandmittel sowie fiir Hilfsmittel (§§ 29,
31SGB VII) finden keine Anwendung.

3. DerHoéchstbetrag des Jahresarbeitsver-
dienstes fiir ehrenamtlich Tatige betragt
84.000 Euro.

(4) Bei nicht kontinuierlicher Arbeitsverrichtung

und -vergiitung werden der Berechnung des
Verletztengeldes die Verhdltnisse aus den
letzten drei vor Beginn der Arbeitsunfahig-

keit abgerechneten Entgeltabrechnungszeit-

raumen zugrunde gelegt, bei Selbstédndigen
die Verhiltnisse aus den letzten drei Kalen-
derjahren (§ 47 Abs. 1 Satz. 3 SGB VII).

(5) Entspricht die nach Absatz 4 berechnete
Hohe des Regelentgelts nicht der Ersatz-
funktion des Verletztengeldes und der Stel-
lung der Versicherten im Erwerbsleben, so

ist es nach billigem Ermessen festzustellen.

Dabei werden insbesondere die Fahigkei-
ten, die Ausbildung, die Lebensstellung
und die Tatigkeit der Versicherten vor und
nach dem Zeitpunkt des Versicherungsfalls
beriicksichtigt.

§39

Feststellung der Leistungen, Rentenausschiisse
(1) Die Rentenausschiisse treffen folgende Ent-

scheidungen:

1. erstmalige Entscheidung {iber Renten,
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®)

2. Entscheidungen tiber Renten auf unbe-
stimmte Zeit, auch wenn zuvor bereits
eine Rente als vorldufige Entschddigung
gewadhrt wurde und sich der Grad der
Minderung der Erwerbsfahigkeit (MdE)
nicht dndert,

3. Entscheidungen {iber Rentenerhdhun-
gen, Rentenherabsetzungen und
Rentenentziehungen wegen Anderung
der gesundheitlichen Verhaltnisse,

4, Entscheidungen {iber Abfindungen mit
Gesamtvergiitungen,

5. Entscheidungen iiber Renten als vorldu-
fige Entschddigungen,

6. Entscheidung tiber laufende Beihilfen,

7. Entscheidungen {iber Leistungen bei
Pflegebediirftigkeit (§ 36a Abs. 1Satz 1
Nr. 2 SGB IV).

Soweit Leistungen nicht von den Renten-
ausschiissen festzustellen sind, stellt

sie der Hauptgeschaftsfiihrer/die Haupt-
geschiftsfithrerin (§ 19 der Satzung) fest.

§47
Versicherungssumme, Beitragsberechnung

Q)

®)

Fiir die Berechnung der Beitrage und der
Geldleistungen gelten als Jahresarbeits-
verdienst (Versicherungsumme) fiir kraft

Satzung versicherte Unternehmer und Unter-

nehmerinnen 70 vom Hundert der jeweili-
gen Bezugsgrofe (§ 18 Abs. 1SGB IV); ist
der hiernach sich ergebende Betrag nicht
durch 1.200 teilbar, gilt als Versicherungs-
summe der ndchsthdhere durch 1.200 teil-
bare Betrag. Arbeitsentgelte und Versiche-
rungssummen aus anderen versicherten
Erwerbstatigkeiten werden der Versiche-
rungssumme bei der Berechnung von Geld-
leistungen bis zur Hohe des Hochstjahres-
arbeitsverdienstes hinzugerechnet.

Die Beitragsberechnung fiir Unternehmer
und Unternehmerinnen, die den Unterneh-
mensarten des § 3 Abs. 1Nr. 4. und den
Unternehmensarten des § 3 Abs. 1Nr. 5 der

3)

Satzung zuzurechnen sind, erfolgt nach der
Versicherungssumme nach Absatz 1und der
Gefahrklasse, zu der das Unternehmen ver-
anlagt ist. Bei Veranlagung des Unterneh-
mens zu mehreren Gefahrklassen wird der
Beitragsberechnung die Gefahrklasse des
entgeltmaigen Schwerpunktes zugrunde
gelegt. Ist ein Unternehmer oder eine Unter-
nehmerin bei mehreren gesondert veranlag-
ten Gewerbezweigen ausschlief3lich in einem
Gewerbezweig tdtig, so wird auf Antrag die
Gefahrklasse dieses Gewerbezweiges zu-
grunde gelegt. Abweichend von Satz 1 be-
tragt der Beitrag fiir die Versicherung von
Unternehmern und Unternehmerinnen der
Unternehmensarten des § 3 Abs. 1Nr. 4 der
Satzung im Jahr 202175 % des nach Satz 1
berechneten Beitrages, mindestens jedoch
den Beitrag, der sich bei Zugrundelegen

der jeweils niedrigsten Klasse des Gefahr-
tarifs ergibt.

Beginnt oder endet die Versicherung im
Laufe des Jahres, wird der Beitragsberech-
nung fiir jeden vollen und angefangenen
Monat der 12. Teil der Versicherungssumme
zugrunde gelegt. Waren Versicherte nicht
wdahrend des ganzen Geschaftsjahres oder
nicht ganztagig tatig, so werden die Beitrage
nach dem vollen, sich aus der Satzung er-
gebenden Jahresarbeitsverdienst berechnet.

§48

Hoherversicherung

Q)

©)

Die Berufsgenossenschaft hat der Versiche-
rung auf schriftlichen oder elektronischen
Antrag eine hdhere Versicherungssumme
als die in § 47 Abs. 1 der Satzung bestimmte
zugrunde zu legen (§ 83 Satz 2 SGB VII).
Der Betrag darf den Héchstbhetrag des Jah-
resarbeitsverdienstes (§ 38 Abs. 2 der Sat-
zung) nicht tbersteigen. Fir die Beitrags-
berechnung gilt § 47 der Satzung.

Die Versicherungssumme nach Absatz 1 tritt
am Tage nach Eingang des Antrages bei der
Berufsgenossenschaft an die Stelle der Ver-
sicherungssumme nach § 47 Abs. 1 der Sat-
zung, sofern nicht ausdriicklich im Antrag
ein spdterer Zeitpunkt genannt wird. Berufs-
krankheiten und Krankheiten, die wie



€)

4)

©)

6)

@)

Berufskrankheiten entschadigt werden
konnen (§ 9 Abs. 2 SGB VII), die sich der
oder die Versicherte vor Beginn der Hoher-
versicherung zugezogen hat, sind von der
Hoéherversicherung ausgeschlossen; hierzu
kann die Berufsgenossenschaft eine arzt-
liche Untersuchung veranlassen.

Die Hoherversicherung wird mit Ablauf des
Monats, in dem ein schriftlicher oder elek-
tronischer Antrag bei der Berufsgenossen-
schaft eingegangen ist, aufgehoben, sofern
nicht ausdriicklich im Antrag ein spaterer
Zeitpunkt genannt wird.

Die Hoherversicherung wird mit Ablauf des
Monats, in dem ein schriftlicher oder elek-
tronischer Antrag bei der Berufsgenossen-
schaft eingegangen ist, auf eine andere
Versicherungssumme umgestellt. Im Antrag
kann ein spaterer Monatserster als Zeit-
punkt fiir die Umstellung genannt werden.
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

Die Hoherversicherung tritt, unbeschadet
der Regelungin § 50 der Satzung, aufler
Kraft, wenn der auf sie entfallende Beitrag
oder Beitragsvorschuss binnen zweier Mo-
nate nach Falligkeit nicht gezahlt worden
ist. Eine Neuanmeldung bleibt so lange un-
wirksam, bis der riickstdndige Beitrag oder
Beitragsvorschuss entrichtet worden ist.

Die Versicherungssumme soll die Summe

aus Arbeitsentgelt (§ 14 SGB IV) und Arbeits-
einkommen (§ 15 SGB IV) nicht tibersteigen.

Die Berufsgenossenschaft kann verlangen,
dass ein entsprechender Nachweis gefiihrt
wird. Wird der Nachweis nicht erbracht,
gilt mit Wirkung des nachsten Monats-
ersten die Versicherungssumme gemaf

§ 47 Abs. 1der Satzung.

Bei Umwandlung eines Einzelunternehmens
oder einer Personenhandelsgesellschaft

in eine Kapitalgesellschaft wird die Hoher-
versicherung als freiwillige Versicherung fort-
gefiihrt, sofern die Voraussetzungen des

§ 52 der Satzung erfiillt sind.

§49
Umfang und Beginn der Leistungen

Q)

@

®G

Die kraft Satzung versicherten Unternehmer
und Unternehmerinnen erhalten Leistungen
wie die gesetzlich Versicherten nach den

§§ 26 ff. SGB VII. Im Falle der Wiedererkran-
kung an den Unfallfolgen gilt als Jahres-
arbeitsverdienst fiir die Berechnung des
Verletztengeldes die im Unfallzeitpunkt
mafigebende Versicherungssumme, jedoch
mindestens die Versicherungssumme ge-
maf § 47 Abs. 1der Satzung im Zeitpunkt
der Wiedererkrankung.

Abweichend von Absatz 1 erhalten Unter-
nehmer und Unternehmerinnen ohne
Beschiftigte Leistungen nur fiir die ab Ver-
sicherungsbeginn (§ 46 Abs. 1 der Satzung)
eingetretenen Arbeitsunfalle und Berufs-
krankheiten. § 38 Abs. 4 und 5 der Satzung
gelten entsprechend.

Heilbehandlung (§ 27 SGB VII) und Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 35
SGB VII) werden vom Tag des Arbeitsun-
falls an gewdhrt. Geldleistungen beginnen
mit dem Tag, ab dem die Arbeitsunfahigkeit
infolge des Arbeitsunfalls oder der Berufs-
krankheit drztlich festgestellt worden ist.

§50
Beendigung der Versicherung

Q)

@

Bei Uberweisung des Unternehmens erlo-
schen die Versicherung kraft Satzung und
die Hoherversicherung mit dem Tage, an
dem die Uberweisung wirksam wird (§ 137
Abs. 1Satz 1SGB VII). Bei Einstellung des
Unternehmens, beim Ausscheiden der ver-
sicherten Person aus dem Unternehmen,
beim Tod der versicherten Person oder bei
ihrem Ausscheiden aus dem Kreis der Ver-
sicherten (§ 46 Abs. 1 der Satzung) erléschen
die Versicherung kraft Satzung und die Hoher-
versicherung mit dem Tage des Ereignisses.

Beantragen Unternehmer oder Unternehme-

rinnen die Befreiung von der Versicherungs-
pflicht (§ 46 Abs. 2 der Satzung), endet die
bestehende Pflichtversicherung mit dem
Ablauf des Monats, in dem der Antrag bei
der Berufsgenossenschaft eingegangen ist.
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§51

Verzeichnisse, Bestatigung

(1) Die Berufsgenossenschaft fiihrt ein Ver-
zeichnis der nach § 46 der Satzung
versicherten Unternehmer und Unterneh-
merinnen.

(2) Die Berufsgenossenschaft fiihrt ein Ver-
zeichnis der nach § 48 der Satzung héher
versicherten Personen. Sie bestatigt den
Versicherten die Hoherversicherung und
teilt ihnen die Hohe der Versicherungs-
summe mit.

2. Unterabschnitt
Freiwillige Versicherung der Unternehmer
und Unternehmerinnen und ihrer im Unter-
nehmen mitarbeitenden Ehegatten sowie
unternehmerdhnlicher Personen

§52

Kreis der Versicherungsberechtigten

Gegen die Folgen von Arbeitsunféllen und
Berufskrankheiten (§§ 7 —12 SGB VII) kénnen
sich freiwillig versichern, wenn sie nicht schon
nach § 46 der Satzung oder aufgrund anderer
Vorschriften versichert sind (§ 6 Abs. 1SGB VII),

1. Unternehmer und Unternehmerinnen und
ihre im Unternehmen mitarbeitenden Ehe-
gatten und Ehegattinnen oder Lebenspart-
ner und Lebenspartnerinnen (§ 6 Abs. 1
Nr. 1SGB VII),

2. Personen, die in Kapital- oder Personen-
handelsgesellschaften regelmaBig wie
Unternehmer und Unternehmerinnen selb-
standig tatig sind (unternehmerahnliche
Personen, § 6 Abs. 1Nr. 2 SGB VII) und ihre

im Unternehmen unentgeltlich mitarbeiten-

den Ehegatten und Ehegattinnen oder
Lebenspartner und Lebenspartnerinnen.

§53
Antrag, Versicherungssumme

(1) Die freiwillige Versicherung erfolgt auf schrift-

lichen oder elektronischen Antrag bei der
Berufsgenossenschaft (§ 6 Abs. 1SGB VII).

(2) Im Antrag soll die Versicherungssumme an-
gegeben werden, die der Versicherung als

Jahresarbeitsverdienst zugrunde zu legen
ist. Ist die Versicherungssumme nicht ange-
geben, so gilt die Mindestversicherungs-
summe nach Absatz 4.

(3) Die Versicherungssumme darf den Hochst-
betrag des Jahresarbeitsverdienstes (§ 38
Abs. 2 der Satzung) nicht tibersteigen.

(4) Die Versicherungssumme betrdgt mindes-
tens 70 vom Hundert der Bezugsgrofie
des § 18 Abs. 1SGB IV — gerundet auf den
nachsthdheren 1.200 Euro-Betrag.

(5) Die Versicherungssumme gilt sowohl fiir
die Berechnung der Beitrdge als auch der
Geldleistungen (§§ 54 und 56 der Satzung).
Arbeitsentgelte und Versicherungssum-
men aus anderen versicherten Erwerbsta-
tigkeiten werden der Versicherungssumme
bei der Berechnung von Geldleistungen
bis zur Hohe des Hochstjahresarbeitsver-
dienstes hinzugerechnet.

(6) §48 Abs. 6 der Satzung gilt entsprechend.

§54

Beitrag

(1) Die Beitragsberechnung fiir versicherungs-
berechtigte Personen gemaf § 52 der Sat-
zung erfolgt nach der Versicherungssumme
(§ 53 der Satzung) und der Gefahrklasse,
zu der das Unternehmen veranlagt ist.
Bei Veranlagung des Unternehmens zu
mehreren Gefahrklassen wird der Beitrags-
berechnung die Gefahrklasse des entgelt-
mafRigen Schwerpunktes zugrunde gelegt.
Ist eine versicherungsberechtigte Person
bei mehreren gesondert veranlagten Ge-
werbezweigen ausschlie3lich in einem
Gewerbezweig tatig, so wird auf Antrag
die Gefahrklasse dieses Gewerbezweiges
zugrunde gelegt. Abweichend von Satz 1
betragt der Beitrag fiir versicherungsbe-
rechtigte Personen der Unternehmensarten
des § 3 Abs. 1Nrn. 1bis 4 der Satzung im
Jahr 202175 % des nach Satz 1 berechne-
ten Beitrages, mindestens jedoch den
Beitrag, der sich bei Zugrundelegen der
jeweils niedrigsten Klasse des Gefahrtarifs
ergibt.



(2) Beginnt oder endet die Versicherungim
Laufe des Jahres, wird der Beitragsberech-
nung fiir jeden vollen und angefangenen
Monat der 12. Teil der Versicherungssumme
zugrunde gelegt. Waren Versicherte nicht
wahrend des ganzen Geschaftsjahres tatig,
so werden die Beitrage nach dem vollen
sich aus der Satzung ergebenden Jahres-
arbeitsverdienst berechnet.

(3) Fur die Beitragsberechnung der freiwilligen
Versicherung fiirim Unternehmen beschaf-
tigte Ehegatten und Ehegattinnen gelten
Absatz 1 bis 2 entsprechend.

§55

Beginn der Versicherung

Die Versicherung beginnt mit dem Tag nach
Eingang des Antrags bei der Berufsgenossen-
schaft, sofern nicht ein spaterer Zeitpunkt
beantragt wird (§ 6 Abs. 2 SGB VII). Berufs-
krankheiten und Krankheiten, die wie Berufs-
krankheiten entschéddigt werden kénnen (§ 9
Abs. 2 SGB VII), deren medizinische Voraus-
setzungen vor Beginn der freiwilligen Ver-
sicherung vorlagen, sind von der Versicherung
ausgeschlossen; hierzu kann eine arztliche
Untersuchung vorgenommen werden.

§56

Umfang und Beginn der Leistungen

(1) Die nach § 52 der Satzung freiwillig ver-
sicherten Personen erhalten Leistungen
wie die gesetzlich Versicherten nach den
§§ 26 ff. SGB VII, soweit sich aus dieser
Vorschrift nichts anderes ergibt.

(2) Im Falle der Wiedererkrankung an den
Unfallfolgen gilt als Jahresarbeitsverdienst
fur die Berechnung des Verletztengeldes
die im Unfallzeitpunkt mafigebende
Versicherungssumme, jedoch mindestens
die Versicherungssumme gemaf3 § 53
Abs. 4 der Satzung im Zeitpunkt der Wie-
dererkrankung.

(3) §38 Abs. 4 und5 der Satzung gelten ent-
sprechend.

(4) Heilbehandlung (§ 27 SGB VII) und Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 35 SGB

Anhang

VII) werden vom Tag des Arbeitsunfalls an
gewdhrt. Geldleistungen beginnen mit dem
Tag, ab dem die Arbeitsunfdhigkeit infolge
des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit
drztlich festgestellt worden ist.

§57
Anderung der Versicherungssumme

Q)

@

Die freiwillige Versicherung wird mit Ablauf
des Monats, in dem ein schriftlicher oder
elektronischer Antrag bei der Berufsgenos-
senschaft eingegangen ist, auf eine andere
Versicherungssumme umgestellt. Im Antrag
kann ein spaterer Monatserster als Zeit-
punkt der Umstellung genannt werden.

§ 53 Abs. 6 und § 55 Satz 2 der Satzung gel-
ten entsprechend.

Bei Umwandlung einer Kapitalgesellschaft
in ein Einzelunternehmen oder eine
Personenhandelsgesellschaft wird die frei-
willige Versicherung als Hoherversicherung
fortgefiihrt, sofern die Voraussetzungen
des § 48 der Satzung erfiillt sind.

§58
Beendigung der Versicherung

Q)

@

®G

Die freiwillige Versicherung endet mit Ab-
lauf des Monats, in dem ein schriftlicher
oder elektronischer Antrag bei der Berufs-
genossenschaft eingegangen ist, soweit
nichtim Antrag ein spaterer Monatsletzter
als Zeitpunkt der Beendigung genannt wird.

Die freiwillige Versicherung erlischt,

wenn der auf sie entfallende Beitrag oder
Beitragsvorschuss binnen zweier Monate
nach Falligkeit nicht gezahlt worden ist.
Eine Neuanmeldung bleibt so lange unwirk-
sam, bis der riickstandige Beitrag oder
Beitragsvorschuss entrichtet worden ist

(8 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 SGB VII).

Bei Uberweisung des Unternehmens er-
lischt die freiwillige Versicherung mit dem
Tag, an dem die Uberweisung wirksam wird
(§ 137 Abs. 1Satz 1SGB VII). Bei Einstellung
des Unternehmens, beim Ausscheiden der
versicherten Person aus dem Unternehmen,
beim Tod der versicherten Person oder

bei ihrem Ausscheiden aus dem Kreis der
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Versicherungsberechtigten (§ 52 der Satzung)
erlischt die freiwillige Versicherung mit dem
Tage des Ereignisses.

§59

Verzeichnis, Bestdtigung

Die Berufsgenossenschaft fiihrt ein Verzeichnis
der freiwillig Versicherten und ihrer Versiche-
rungssummen. Sie bestdtigt den Versicherten
die Versicherung und teilt ihnen hierbei die
Hohe der Versicherungssumme mit.

3. Unterabschnitt
Versicherung der kraft Gesetzes versicher-
ten selbstdandig oder ehrenamtlich Tatigen

§60

Versicherung der kraft Gesetzes versicherten

selbstdndig Tatigen, Versicherungssumme,

Beitragsberechnung

(1) Firnach § 2 Abs. 1SGB VI kraft Gesetzes
versicherte selbstandig Tatige gilt die
Mindestversicherungssumme nach § 53
Abs. 4 der Satzung. Fiir die Berechnung der
Geldleistungen und Beitrdge gelten §§ 54
und 56 der Satzung entsprechend.

(2) Die Berufsgenossenschaft fiihrt ein Ver-
zeichnis der nach Absatz 1 kraft Gesetzes
versicherten selbstandig Tatigen.

§ 61

Hoherversicherung

(1) Die Berufsgenossenschaft hat der Versiche-
rung nach § 60 der Satzung auf schriftlichen
oder elektronischen Antrag der selbstdndig
Tatigen eine hohere Versicherungssumme
als die in § 53 Abs. 4 der Satzung bestimmte
zugrunde zu legen (§ 83 Satz 2 SGB VII). Die
Versicherung darf den Hochstbetrag des Jah-
resarbeitsverdienstes (§ 38 Abs. 2 der Sat-
zung) nicht tbersteigen. Fiir die Beitragsbe-

rechnung gilt § 54 der Satzung entsprechend.

(2) Die Versicherungssumme nach Absatz 1
tritt am Tag nach Eingang des Antrages bei
der Berufsgenossenschaft an die Stelle
der Versicherungssumme nach § 53 Abs. 4
der Satzung, sofern nicht ausdriicklich im
Antrag ein spaterer Zeitpunkt genannt wird.
§ 55 Satz 2 der Satzung gilt entsprechend.

(3) Die Hoherversicherung wird mit Ablauf des
Monats, in dem ein schriftlicher oder elek-
tronischer Antrag bei der Berufsgenossen-
schaft eingegangen ist, aufgehoben, sofern
nicht ausdriicklich im Antrag ein spaterer
Zeitpunkt genannt wird.

(4) Die Hoherversicherung wird mit Ablauf

des Monats, in dem ein schriftlicher oder
elektronischer Antrag bei der Berufsgenos-
senschaft eingegangen ist, auf eine andere
Versicherungssumme umgestellt. Im Antrag
kann ein spdterer Monatserster als Zeit-
punkt fiir die Umstellung genannt werden.
§ 55 Satz 2 der Satzung gilt entsprechend.

(5) Furdie Hoherversicherung gilt § 58 Abs. 3
der Satzung entsprechend. Die Héher-
versicherung tritt auf3er Kraft, wenn der
auf sie entfallende Beitrag oder Beitrags-
vorschuss binnen zweier Monate nach Fal-
ligkeit nicht gezahlt worden ist. Eine Neu-
anmeldung bleibt so lange unwirksam,
bis der riickstandige Beitrag oder Beitrags-
vorschuss entrichtet worden ist.

(6) §48 Abs. 6 der Satzung gilt entsprechend.

(7) Die Berufsgenossenschaft fiihrt ein Ver-
zeichnis der nach Absatz 1 héher versicher-
ten Personen. Sie bestatigt den Versicher-
ten die Hoherversicherung und teilt ihnen
die Hohe der Versicherungssumme mit.

§62

Versicherung der ehrenamtlich Tatigen

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane
und der Ausschiisse der Berufsgenossen-
schaft sind bei ihrer ehrenamtlichen Tatig-
keit in der und fiir die Berufsgenossen-
schaft gegen die Folgen von Arbeitsunfallen
und Berufskrankheiten kraft Gesetzes versi-
chert (§ 2 Abs. 1Nr. 10 Buchstabe a) SGB VII).

(2) Furdie Leistungen gilt § 38 Abs. 3 der Sat-
zung.



4. Unterabschnitt
Versicherung anderer Personen kraft Satzung

§63

Versicherung nicht im Unternehmen

beschiftigter Personen

(1) Personen, die nicht im Unternehmen be-
schaftigt sind, fiir das die Berufsgenossen-
schaft zustandig ist, jedoch im Auftrag
oder mit Zustimmung des Unternehmers
oder der Unternehmerin sich auf der Unter-
nehmensstatte aufhalten, sind wahrend
des Aufenthalts auf der Unternehmens-
statte aufler in den Fallen des Satzes 2
beitragsfrei versichert, soweit sie nicht
schon nach anderen Vorschriften versichert
sind (§ 3 Abs. 1Nr. 2 SGB VII). Kein Versi-
cherungsschutz besteht fiir Kunden und
Kundinnen wahrend des Aufenthalts in
offentlich zugdnglichen Ladenlokalen oder
dhnlichen Rdumen, in denen die Unter-
nehmer und Unternehmerinnen ihre Waren
oder Dienstleistungen entgeltlich oder
unentgeltlich anbieten.

(2) Furdie Berechnung des Jahresarbeits-
verdienstes gelten die §§ 81ff. SGB VII
und § 38 Abs. 2 der Satzung. Fiir Beginn
und Umfang der Leistungen gilt § 56 der
Satzung.

Berufskrankheitenverordnung -

Auszug

§3

Maf3nahmen gegen Berufskrankheiten,

Ubergangsleistung

(1) Besteht fiir Versicherte die Gefahr, daf eine
Berufskrankheit entsteht, wiederauflebt
oder sich verschlimmert, haben die Unfallver-
sicherungstrdger dieser Gefahr mit allen ge-
eigneten Mitteln entgegenzuwirken. Ist die
Gefahr gleichwohl nicht zu beseitigen, haben
die Unfallversicherungstrager darauf hinzu-
wirken, daf} die Versicherten die gefdhrdende
Tatigkeit unterlassen. Den fiir den medizini-
schen Arbeitsschutz zustdandigen Stellen ist
Gelegenheit zur AuRerung zu geben.

(2) Versicherte, die die gefdhrdende Tatigkeit
unterlassen, weil die Gefahr fortbesteht,
haben zum Ausgleich hierdurch verursach-

Anhang

ter Minderungen des Verdienstes oder

sonstiger wirtschaftlicher Nachteile gegen

den Unfallversicherungstrdger Anspruch

auf Ubergangsleistungen. Als Ubergangs-

leistung wird

1. ein einmaliger Betrag bis zur Hohe der
Vollrente oder

2. eine monatlich wiederkehrende Zahlung
bis zur Hohe eines Zwélftels der Vollrente
langstens fiir die Dauer von fiinf Jahren

gezahlt. Renten wegen Minderung der Er-
werbsfdhigkeit sind nicht zu beriicksichtigen.

§4

Mitwirkung der fiir den medizinischen

Arbeitsschutz zustdndigen Stellen

(1) Die fir den medizinischen Arbeitsschutz
zustandigen Stellen wirken bei der Fest-
stellung von Berufskrankheiten und von
Krankheiten, die nach § 9 Abs. 2 des Sieb-
ten Buches Sozialgesetzbuch wie Beruf-
krankheiten anzuerkennen sind, nach Maf-
gabe der Absatze 2 bis 4 mit.

(2) Die Unfallversicherungstrdger haben die
fur den medizinischen Arbeitsschutz
zustandigen Stellen iiber die Einleitung
eines Feststellungverfahrens unverziiglich
schriftlich zu unterrichten; als Unterrich-
tung gilt auch die Ubersendung der Anzei-
ge nach § 193 Abs. 2 und 7 oder § 202
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch.
Die Unfallversicherungstrager beteiligen
die fiir den medizinischen Arbeitsschutz
zustandigen Stellen an dem weiteren Fest-
stellungsverfahren; das nahere Verfahren
konnen die Unfallversicherungstrager mit
den fiir den medizinischen Arbeitsschutz
zustandigen Stellen durch Vereinbarung
regeln.

(3) In den Fallen der weiteren Beteiligung
nach Absatz 2 Satz 2 haben die Unfallver-
sicherungstrdager vor der abschlieenden
Entscheidung die fiir den medizinischen
Arbeitsschutz zustandigen Stellen tiber die
Ergebnisse ihrer Ermittlungen zu unter-
richten. Soweit die Ermittlungsergebnisse
aus Sicht der fiir den medizinischen
Arbeitsschutz zustdndigen Stellen nicht
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(4)

vollstandig sind, kdnnen sie den Unfall-
versicherungstragern erganzende Beweiser-
hebungen vorschlagen; diesen Vorschldagen
haben die Unfallversicherungstrager

zu folgen.

Nach Vorliegen aller Ermittlungsergebnisse
konnen die fiir den medizinischen Arbeits-
schutz zustandigen Stellen ein Zusammen-
hangsgutachten erstellen. Zur Vorbereitung
dieser Gutachten konnen sie die Versicher-
ten untersuchen oder andere Arzte auf
Kosten der Unfallversicherungstrager mit
Untersuchungen beauftragen.



Berufskrankheiten-Liste
(Anlage 1 der Berufskrankheitenverordnung)

Anhang

NR. KRANKHEITEN NR.  KRANKHEITEN
1 Durch chemische Einwirkungen 1310  Erkrankungen durch halogenierte Alkyl-,
verursachte Krankheiten Aryl-, oder Alkylaryloxide
n Metalle und Metalloide 1311 Erkrankungen durch halogenierte Alkyl-,
1101 Erkrankungen durch Blei oder seine Aryl-, oder Alkylarylsulfide
Verbindungen 1312 Erkrankungen der Zdhne durch Sduren
1102  Erkrankungen durch Quecksilber oder seine 1313 Homhautschidigungen des Auges durch
Verbindungen Benzochinon
103 Erkrankungen durch Chrom oder seine 1314 Erkrankungen durch para-tertidr-Butylphenol
Verbindungen : : 1315 Erkrankungen durch Isocyanate
104 Erkrénkungen durch Cadmium oder seine 1316  Erkrankungen der Leber durch Dimethyl-
Verbindungen .
- formamid
105 5:::::53?: durch Mangan oder seine 1317  Polyneuropathie oder Enzephalopathie
5 durch organische Losungsmittel oder
106  Erkrankungen durch Thallium oder seine deren Gemische
Verbindungen 1318  Erkrankungen des Blutes, des blutbilden-
1107  Erkrankungen durch Vanadium oder seine den und des lymphatischen Systems durch
Verbindungen Benzol
108 ErkraTnkungen durch Arsen oder seine 1319  Larynxkarzinom durch intensive und mehr-
Verbindungen jahrige Exposition gegeniiber schwefel-
1109  Erkrankungen durch Phosphor oder seine sdurehaltigen Aerosolen
anorganischen Verbindungen 1320  Chronisch-myeloische oder chronisch-
110  Erkrankungen durch Beryllium oder seine lymphatische Leukdmie durch 1,3-Buta-
Verbindungen dien bei Nachweis der Einwirkung einer
12 Erstickungsgase kumulativ?n Dosis von mindestens
1201  Erkrankungen durch Kohlenmonoxid 180 Butadien-jahren (ppm xJahre)
1202  Erkrankungen durch Schwefelwasserstoff 1321 Schlelmhautyeranderungen, Krebs oder
andere Neubildungen der Harnwege durch
13 Losemittel, Schadlingsbekdampfungsmittel polyzyklische aromatische Kohlenwas-
(Pestizide) und sonstige chemische Stoffe serstoffe bei Nachweis der Einwirkung
1301  Schleimhautveranderungen, Krebs oder einer kumulativen Dosis von mindestens
andere Neubildungen der Harnwege durch 80 Benzo(a)pyren-Jahren [(ug/m3) x Jahre]
aromatische Amine Zu den Nummern 1101 bis 1110, 1201 und 1202,
1302 Erkrankungen durch Halogenkohlen- 1303 bis 1309 und 1315: Ausgenommen sind Haut-
wasserstoffe erkrankungen. Diese gelten als Krankheiten im
1303  Erkrankungen durch Benzol, seine Homo- Sinne dieser Anlage nur insoweit, als sie Erschei-
loge oder durch Styrol nungen einer Allgemeinerkrankung sind, die durch
1304 Erkrankungen durch Nitro- oder Amino- Aufnahme derschadlgenden“Stoffe in den Kérper
verbindungen des Benzols oder seiner verursrlth.twer(j.en,odergemaﬁ Nummer 5101 zu
Homologe oder ihrer Abkémmlinge entschédigen sind.
1305  Erkrankungen durch Schwefelkohlenstoff 2 Durch physikalische Fan|rkungen
verursachte Krankheiten
1306  Erkrankungen durch Methylalkohol 21 Mechanische Einwirkungen
(Methanol) ; o
crank - <che Phosoh 2101 Schwere oder wiederholt riickféllige
1307 Er ra.m ungen durch organische Phosphor- Erkrankungen der Sehnenscheiden oder
verbindungen des Sehnengleitgewebes sowie der Sehnen-
1308  Erkrankungen durch Fluor oder seine oder Muskelansitze
Verbindungen
1309  Erkrankungen durch Salpetersdureester
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NR. KRANKHEITEN NR. KRANKHEITEN
2102 Meniskusschdden nach mehrjdhrigen an- 2113 Druckschddigung des Nervus medianus
dauernden oder haufig wiederkehrenden, im Carpaltunnel (Carpaltunnel-Syndrom)
die Kniegelenke tiberdurchschnittlich durch repetitive manuelle Tatigkeiten mit
belastenden Tatigkeiten Beugung und Streckung der Handgelenke,
2103 Erkrankungen durch Erschiitterung bei durch erhhten Kraf‘taufwan'd der Hande
Arbeit mit Druckluftwerkzeugen oder oder durch Hand-Arm-Schwingungen
gleichartig wirkenden Werkzeugen 2114 GefdBschadigung der Hand durch stof3-
oder Maschinen artige Krafteinwirkung (Hypothenar-
2104  Vibrationsbedingte Durchblutungs- Hammer-Syndrom und Thenar-Hammer-
stérungen an den Hdnden Syndrom)
2105  Chronische Erkrankungen der Schleim- 2115 Fokale Dystonie als Erkrankung des zen-
beutel durch stindigen Druck tralen Nervensystems bei Instrumental-
2106 Druckschadigung der Nerven musikern durc.r.l feinmotorische Tatigkeit
Abrifbriiche der Wirbelf. hoher Intensitat
2107 riBbriiche der Wirbelfortsatze
- - 2116  Koxarthrose durch Lastenhandhabung mit
2108 Bandschelbe.nbed{ljgte Erkrankun.gff.en. einer kumulativen Dosis von mindestens
der Lendenwirbelsdule durch langjahriges 9500 Tonnen wihrend des Arbeitslebens
Heben ode.r"Tra'gen fc.hwejrer I_.asten oder gehandhabter Lasten mit einem Lastgewicht
durch langjahrige Tatlglfelten in ex'tremer von mindestens 20 kg, die mindestens
Rumpfbeugehaltung, die zu chronischen zehnmal pro Tag gehandhabt wurden
oder chronisch-rezidivierenden Beschwer-
. . . 22 Druckluft
den und Funktionseinschrankungen
(der Lendenwirbelsiule) gefiihrt haben 2201  Erkrankungen durch Arbeit in Druckluft
2109 Bandscheibenbedingte Erkrankungen 23 Larm
der Halswirbelsdule durch langjdhriges 2301  Larmschwerhdorigkeit
Tr.agen schw.erer Lasten aufde.rSchulte':r, 24 Strahlen
d!e.zu chronischen oder chromsch-rgzr 2401  Grauer Star durch Warmestrahlung
divierenden Beschwerden und Funktions-
einschrinkungen (der Halswirbelsdule) 2402  Erkrankungen durch ionisierende Strahlen
gefithrt haben 3 Durch Infektionserreger oder Parasiten
2110  Bandscheibenbedingte Erkrankungen verursac.hte Krankheiten sowie Tropen-
der Lendenwirbelsdule durch langjdhrige, krankheiten
vorwiegend vertikale Einwirkung von 3101  Infektionskrankheiten, wenn der Versicherte
Ganzkdrperschwingungen im Sitzen, im Gesundheitsdienst, in der Wohlfahrts-
die zu chronischen oder chronisch-rezidi- pflege oder in einem Laboratorium tatig
vierenden Beschwerden und Funktions- oder durch eine andere Tatigkeit der Infek-
einschrankungen (der Lendenwirbelsdule) tionsgefahrin dhnlichem Mafe besonders
gefiihrt haben ausgesetzt war
2M Erhohte Zahnabrasionen durch mehr- 3102  Von Tieren auf Menschen {ibertragbare
jahrige quarzstaubbelastende Tatigkeit Krankheiten
2112 Gonarthrose durch eine Tatigkeit im Knien 3103  Wurmkrankheiten der Bergleute, ver-
oder vergleichbare Kniebelastung mit ursacht durch Ankylostoma duodenale
einer kumulativen Einwirkungsdauer wéh- oder Strongyloides stercoralis
rend des Arbeitslebens von mindestens 3104  Tropenkrankheiten, Fleckfieber

13000 Stunden und einer Mindestein-
wirkungsdauer von insgesamt einer Stunde
pro Schicht
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NR. KRANKHEITEN NR.  KRANKHEITEN
4 Erkrankungen der Atemwege und der 4113 Lungenkrebs oder Kehlkopfkrebs durch
Lungen, des Rippenfells und Bauchfells polyzyklische aromatische Kohlenwasser-
4 Erkrankungen durch anorganische Stdube stoffe bei Nachweis der Einwirkung einer
4101 Quarzstaublungenerkrankung (Silikose) kumulativen Dosis von mindestens 100
- 3
4102  Quarzstaublungenerkrankung in Ver- Benzo[a]pyren-jahren [(ug/m’) x jahre]
bindung mit aktiver Lungentuberkolose 414 Lungenkrebs durch das Zusammenwirken
(Siliko-Tuberkolose) von Asbestfaserstaub und polyzyklischen
4103  Asbeststaublungenerkrankung (Asbestose) aromatlschen K-ohlfenwasse:'rstof‘fen bei
Nachweis der Einwirkung einer kumula-
oder durch Asbeststaub verursachte . L,
tiven Dosis, die einer Verursachungswahr-

Erkrankungen der Pleura o ) .

- scheinlichkeit von mindestens 50 Prozent
4104  Lungenkrebs, Kehlkopfkrebs oder Eier- nach der Anlage 2 entspricht

stockkrebs 3
. . . 4115  Lungenfibrose durch extreme und lang-

® in Verbindung mit Asbeststaublungen- s o .

jahrige Einwirkung von Schweirauchen
erkrankung (Asbestose) dSchweiB (Siderofib )

® in Verbindung mit durch Asbeststaub und >chweibgasen 1oiderofibrose
verursachter Erkrankung der Pleura 4116  Lungenkrebs nach langjahriger und inten-

oder siver Passivrauchexposition am Arbeits-

* bei Nachweis der Einwirkung einer kumu- platz bei Versicherten, die selbst nie oder
lativen Asbestfaserstaub-Dosis am maximal bis zu 400 Zigarettendquivalente
Arbeitsplatz von mindestens 25 Faser- aktiv geraucht haben
jahren {25 x 10¢[(Fasern/m?) x Jahrel} 42 Erkrankungen durch organische Stdube

4105  Durch Asbest verursachtes Mesotheliom 4201 Exogen — allergische Alveolitis
des Rippenfells, des Bauchfells oder 4202  Erkrankungen der tieferen Atemwege und
des Perikards der Lungen durch Rohbaumwoll-, Roh-
4106  Erkrankungen der tieferen Atemwege und flachs- oder Rohhanfstaub (Byssinose)
der I..ungen durch Aluminium oder seine 4203  Adenokarzinome der Nasenhaupt- und
Verbindungen Nasennebenhohlen durch Staube von
4107  Erkrankungen an Lungenfibrose durch Eichen- oder Buchenholz

Metallstdaube bei der Herstellung oder 43 Obstruktive Atemwegserkrankungen

Verarbeitung von Hartmetallen —

. 4301 Durch allergisierende Stoffe verursach-
4108  Erkrankungen der tieferen Atemwege te obstruktive Atemwegserkrankungen
und der Lungen durch Thomasmehl (einschlieBlich Rhinopathie)

(Thomasphosphat) - — -

—— - 4302  Durch chemisch-irritativ oder toxisch
4109 Bosartige Neublldungen. derAtemwege wirkende Stoffe verursachte obstruktive
und der Lungen durch Nickel oder seine Atemwegserkrankungen

Verbindungen "

5 Hautkrankheiten
4110  Bosartige Neubildungen der Atemwege " - P———
und der Lungen durch Kokereirohgase 5101  Schwere oder wiederholt riickféllige Haut-
: : . erkrankungen
4111 Chronische obstruktive Bronchitis oder «rebs od bebild end

Emphysem von Bergleuten unter Tage 5102  Haut re”so erzur Krebsbildung neigende

im Steinkohlebergbau bei Nachweis der Hautverdnderungen durch Rug, Rohparaf-

Einwirkung einer kumulativen Dosis von ﬁn,foeer, Anthrazen, Pech oder dhnliche

in der Regel 100 Feinstaubjahren [(mg/m?3) Stoffe

x Jahre] 6 Krankheiten sonstiger Ursache

4112 Lungenkrebs durch die Einwirkung von 6101 Augenzittern der Bergleute

kristallinem Siliziumdioxid (Si0,) bei nach-
gewiesener Quarzstaublungenerkrankung
(Silikose oder Siliko-Tuberkolose)

Ly
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Sozialgesetzbuch (SGB) VIl - Auszug
Erster Abschnitt. Aufgaben der Unfall-
versicherung

§1

Pravention, Rehabilitation, Entschddigung.
Aufgabe der Unfallversicherung ist es, nach
MafRgabe der Vorschriften dieses Buches

1. mit allen geeigneten Mitteln Arbeits-
unfdlle und Berufskrankheiten sowie
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren
zu verhiiten,

2. nach Eintritt von Arbeitsunfallen oder
Berufskrankheiten die Gesundheit und
die Leistungsfahigkeit der Versicherten
mit allen geeigneten Mittel wiederherzu-
stellen und sie oder ihre Hinterbliebenen
durch Geldleistungen zu entschadigen.

Zweiter Abschnitt. Versicherter Personenkreis
§2

Versicherung kraft Gesetzes

(1) Kraft Gesetzes sind versichert

1. Beschiftigte,

2. Lernende wahrend der beruflichen
Aus- und Fortbildung in Betriebsstatten,
Lehrwerkstdtten, Schulungskursen und
dhnlichen Einrichtungen,

3. Personen, die sich Untersuchungen,
Priiffungen oder dhnlichen MaBnahmen
unterziehen, die aufgrund von Rechts-
vorschriften zur Aufnahme einer ver-
sicherten Tatigkeit oder infolge einer ab-
geschlossenen versicherten Tatigkeit
erforderlich sind, soweit diese Maf3nah-
men vom Unternehmen oder einer Be-
horde veranlasst worden sind,

4. behinderte Menschen, die in anerkann-
ten Werkstétten fiir behinderte Men-
schen, bei einem anderen Leistungsan-
bieter nach § 60 des Neunten Buches
oder in Blindenwerkstatten im Sinne des
§ 226 des Neunten Buches oder fiir diese
Einrichtungen in Heimarbeit tatig sind,

5. Personen, die

a) Unternehmer eines landwirtschaft-
lichen Unternehmens sind und ihre
im Unternehmen mitarbeitenden
Ehegatten oder Lebenspartner,

b) im landwirtschaftlichen Unternehmen
nicht nur voriibergehend mitarbeitende
Familienangehorige sind,

¢) in landwirtschaftlichen Unternehmen
in der Rechtsform von Kapital- oder
Personenhandelsgesellschaften
regelmadfRig wie Unternehmer selb-
standig tatig sind,

d) ehrenamtlich in Unternehmen tatig
sind, die unmittelbar der Sicherung,
Uberwachung oder Férderung der
Landwirtschaft tiberwiegend dienen,

e) ehrenamtlich in den Berufsverbédnden
der Landwirtschaft tatig sind,

wenn fiir das Unternehmen eine land-

wirtschaftliche Berufsgenossenschaft

zustandig ist.

. Hausgewerbetreibende und Zwischen-

meister sowie ihre mitarbeitenden Ehe-
gatten oder Lebenspartner,

selbstandig tatige Kiistenschiffer und
Kiistenfischer, die zur Besatzung ihres
Fahrzeugs gehoren oder als Kiistenfischer
ohne Fahrzeug fischen und regelmaBig
nicht mehr als vier Arbeitnehmer beschaf-
tigen, sowie ihre mitarbeitenden Ehe-
gatten oder Lebenspartner,

8. a) Kinderwéihrend des Besuchs von

Tageseinrichtungen, deren Trager fiir
den Betrieb der Einrichtungen der
Erlaubnis nach § 45 des Achten Bu-
ches oder einer Erlaubnis aufgrund
einer entsprechenden landesrecht-
lichen Regelung bediirfen, wahrend
der Betreuung durch geeignete Tages-
pflegepersonen im Sinne von § 23
des Achten Buches sowie wahrend
der Teilnahme an vorschulischen
Sprachforderungskursen, wenn die
Teilnahme auf Grund landesrecht-
licher Regelungen erfolgt,



b) Schiiler wihrend des Besuchs von
allgemein- oder berufsbildenden
Schulen und wahrend der Teilnahme
an unmittelbar vor oder nach dem
Unterricht von der Schule oder
im Zusammenwirken mit ihr durch-
geflihrten Betreuungsmafinahmen,

c) Studierende wihrend der Aus- und
Fortbildung an Hochschulen,

9. Personen, die selbstandig oder unent-
geltlich, insbesondere ehrenamtlich im
Gesundheitswesen oder in der Wohl-
fahrtspflege tatig sind,

10. Personen, die

a) flir Kérperschaften, Anstalten oder
Stiftungen des &ffentlichen Rechts
oder deren Verbande oder Arbeits-
gemeinschaften, fiir die in den
Nummern 2 und 8 genannten Ein-
richtungen oder fiir privatrechtliche
Organisationen im Auftrag oder mit
ausdriicklicher Einwilligung, in be-
sonderen Fallen mit schriftlicher
Genehmigung von Gebietskorper-
schaften ehrenamtlich tatig sind oder
an Ausbildungsveranstaltungen fir
diese Tatigkeit teilnehmen,

b) fiir 6ffentlich-rechtliche Religions-
gemeinschaften und deren Einrich-
tungen oder fiir privatrechtliche
Organisationen im Auftrag oder
mit ausdriicklicher Einwilligung, in
besonderen Fallen mit schriftlicher
Genehmigung von 6ffentlich-recht-
lichen Religionsgemeinschaften
ehrenamtlich tatig sind oder an
Ausbildungsveranstaltungen fiir
diese Tatigkeit teilnehmen,

11. Personen, die

a) von einer Kérperschaft, Anstalt oder
Stiftung des offentlichen Rechts zur
Unterstiitzung einer Diensthandlung
herangezogen werden,

b) von einer dazu berechtigten 6ffent-
lichen Stelle als Zeugen zur Beweis-
erhebung herangezogen werden,

12. Personen, die in Unternehmen zur Hilfe
bei Ungliicksféllen oder im Zivilschutz
unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich
tatig sind oder an Ausbildungsveranstal-
tungen dieser Unternehmen einschlief3-
lich der satzungsmagigen Veranstaltun-
gen, die der Nachwuchsférderung dienen,
teilnehmen,

13. Personen, die
a) beiUnglucksfallen oder gemeiner
Gefahr oder Not Hilfe leisten oder einen
anderen aus erheblicher gegenwartiger
Gefahr fiir seine Gesundheit retten,
b) Blut oder kdrpereigene Organe, Organ-
teile oder Gewebe spenden, oder bei
denen Voruntersuchungen oder Nach-
sorgemafinahmen anldsslich der
Spende vorgenommen werden,
¢) sich bei der Verfolgung oder Fest-
nahme einer Person, die einer Straftat
verddchtig ist oder zum Schutz eines
widerrechtlich Angegriffenen person-
lich einsetzen.
d) Tatigkeiten als Notédrztin oder Notarzt
im Rettungsdienst ausiiben, wenn
diese Tatigkeiten neben
aa) einer Beschaftigung mit einem
Umfang von regelméaBig mindes-
tens 15 Stunden wéchentlich
auBerhalb des Rettungsdienstes
oder

bb) einer Tatigkeit als zugelassener
Vertragsarzt oder als Arzt in
privater Niederlassung

ausgeiibt werden,

14. Personen, die
a) nach den Vorschriften des Zweiten

oder des Dritten Buches der Melde-
pflicht unterliegen, wenn sie einer be-
sonderen, an sie im Einzelfall gerich-
teten Aufforderung der Bundesagentur
fiir Arbeit, des nach § 6 Absatz 1Satz 1
Nummer 2 des Zweiten Buches zu-
standigen Tragers oder eines nach § 6a
des Zweiten Buches zugelassenen
kommunalen Tragers nachkommen,
diese oder eine andere Stelle auf-
zusuchen,
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b) an einer MaBnahme teilnehmen,
wenn die Person selbst oder die MaR-
nahme iiber die Bundesagentur fiir
Arbeit, einen nach § 6 Absatz 1Satz 1
Nummer 2 des Zweiten Buches zu-
standigen Trager oder einen nach § 6a
des Zweiten Buches zugelassenen
kommunalen Trager gefordert wird,

15. Personen, die
a) auf Kosten einer Krankenkasse

oder eines Tragers der gesetzlichen

Rentenversicherung oder einer

landwirtschaftlichen Alterskasse

stationdre oder teilstationdre Be-
handlung oder stationdre, teilstatio-
ndre oder ambulante Leistungen

zur Rehabilitation erhalten,

zur Vorbereitung von Leistungen zur

Teilhabe am Arbeitsleben auf Auf-

forderung eines Tragers der gesetz-

lichen Rentenversicherung oder

der Bundesagentur fiir Arbeit einen

dieser Trdger oder eine andere Stelle

aufsuchen,

¢) auf Kosten eines Unfallversicherungs-
trdgers an vorbeugenden Mafnahmen
nach § 3 der Berufskrankheiten-
Verordnung teilnehmen,

d) aufKosten eines Tragers der gesetz-
lichen Rentenversicherung, der land-
wirtschaftlichen Alterskasse oder
eines Trdagers der gesetzlichen Unfall-
versicherung an Praventionsmafinah-
men teilnehmen,

b

~

16. Personen, die bei der Schaffung 6ffent-
lich geforderten Wohnraums im Sinne
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes oder
im Rahmen der sozialen Wohnraumfér-
derung bei der Schaffung von Wohnraum
im Sinne des § 16 Abs. 1Nr. 1bis 3 des
Wohnraumforderungsgesetzes oder ent-
sprechender landesrechtlicher Regelun-
gen im Rahmen der Selbsthilfe tatig sind,

17. Pflegepersonen im Sinne des § 19 Satz 1
und 2 des Elften Buches bei der Pflege
eines Pflegebediirftigen mit mindestens
Pflegegrad 2 im Sinne der §§ 14 und 15
Absatz 3 des Elften Buches; die versi-

cherte Tatigkeit umfasst pflegerische
Mafinahmen in den in § 14 Absatz 2 des
Elften Buches genannten Bereichen
sowie Hilfen bei der Haushaltsfiihrung
nach § 18 Absatz 5a Satz 3 Nummer 2
des Elften Buches.

(1a) Versichert sind auch Personen, die nach

©)

3)

Erfillung der Schulpflicht auf der Grundlage
einer schriftlichen Vereinbarung im Dienst
eines geeigneten Tragers im Umfang von
durchschnittlich mindestens acht Wochen-
stunden und fiir die Dauer von mindestens
sechs Monaten als Freiwillige einen Freiwilli-
gendienst aller Generationen unentgeltlich
leisten. Als Trager des Freiwilligendienstes
aller Generationen geeignet sind inldndische
juristische Personen des 6ffentlichen Rechts
oder unter § 5 Abs. 1Nr. 9 des Kérperschaft-
steuergesetzes fallende Einrichtungen zur
Forderung gemeinniitziger, mildtatiger oder
kirchlicher Zwecke (88§ 52 bis 54 der Abga-
benordnung), wenn sie die Haftpflichtversi-
cherung und eine kontinuierliche Begleitung
der Freiwilligen und deren Fort- und Weiter-
bildung im Umfang von mindestens durch-
schnittlich 60 Stunden je Jahr sicherstellen.
Die Trager haben fortlaufende Aufzeichnun-
gen zu fiihren tiber die bei ihnen nach Satz 1
tatigen Personen, die Art und den Umfang
der Tatigkeiten und die Einsatzorte. Die Auf-
zeichnungen sind mindestens fiinf Jahre lang
aufzubewahren.

Ferner sind Personen versichert, die wie
nach Absatz 1 Nr. 1 Versicherte tatig werden.
Satz 1gilt auch fiir Personen, die wahrend
einer aufgrund eines Gesetzes angeordne-
ten Freiheitsentziehung oder aufgrund
einer strafrichterlichen, staatsanwaltlichen
oder jugendbehordlichen Anordnung wie
Beschaftigte tatig werden.

Absatz 1 Nr. 1 gilt auch fiir

1. Personen, die im Ausland bei einer
amtlichen Vertretung des Bundes oder
der Lander oder bei deren Leitern, Mit-
gliedern oder Bediensteten beschaftigt
und in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach § 4 Absatz 1Satz 2 des Sechs-
ten Buches pflichtversichert sind,



2. Personen, die

a) im Sinne des Entwicklungshelfer-
Gesetzes Entwicklungsdienst oder
Vorbereitungsdienst leisten,

b) einen entwicklungspolitischen Frei-
willigendienst ,weltwdrts“ im Sinne
der Richtlinie des Bundesministeri-
ums fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung vom 1. August
2007 (BAnz. 2008 S. 1297) leisten,

¢) einen Internationalen Jugendfreiwilli-
gendienst im Sinne der Richtlinie
Internationaler Jugendfreiwilligen-
dienst des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
vom 20. Dezember 2010 (GMBIS. 1778)
leisten,

3. Personen, die

a) eine Tatigkeit bei einer zwischenstaat-
lichen oder tiberstaatlichen Organisation
ausiiben und deren Beschaftigungs-
verhdltnis im 6ffentlichen Dienst wah-
rend dieser Zeit ruht,

b) als Lehrkrafte vom Auswartigen Amt
durch das Bundesverwaltungsamt
an Schulen im Ausland vermittelt
worden sind oder

) furihre Tatigkeit bei internationalen
Einsdtzen zur zivilen Krisenpravention
durch einen Sekundierungsvertrag
nach dem Sekundierungsgesetz
abgesichert werden.

Die Versicherung nach Satz 1 Nummer 3 Buch-
stabe a und c erstreckt sich auch auf Unfélle oder
Krankheiten, die infolge einer Verschleppung
oder einer Gefangenschaft eintreten oder darauf
beruhen, dass der Versicherte aus sonstigen mit
seiner Tatigkeit zusammenhangenden Griinden,
die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich
seines Arbeitgebers oder der fiir die Durchfiih-
rung seines Einsatzes verantwortlichen Ein-
richtung entzogen ist. Gleiches gilt, wenn Unfille
oder Krankheiten auf gesundheitsschddigende
oder sonst vom Inland wesentlich abweichende
Verhdltnisse bei der Tatigkeit oder dem Einsatz
im Ausland zuriickzufiihren sind. Soweit die
Absatze 1bis 2 weder eine Beschaftigung noch
eine selbstdndige Tatigkeit voraussetzen, gelten
sie abweichend von § 3 Nr. 2 des Vierten Buches
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fiir alle Personen, die die in diesen Absatzen
genannten Tatigkeiten im Inland ausiiben; § 4
des Vierten Buches gilt entsprechend. Absatz 1
Nr. 13 gilt auch fiir Personen, die im Ausland tatig
werden, wenn sie im Inland ihren Wohnsitz oder
gewdhnlichen Aufenthalt haben.

(4) Familienangehdrige im Sinne des Absat-
zes 1Nr. 5 Buchstabe b sind

1. Verwandte bis zum dritten Grade,
2. Verschwagerte bis zum zweiten Grade,

3. Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 2 des
Ersten Buches) der Unternehmer, ihrer
Ehegatten oder ihrer Lebenspartner.

§3

Versicherung kraft Satzung

(1) Die Satzung kann bestimmen, dass und
unter welchen Voraussetzungen sich
die Versicherung erstreckt auf

1. Unternehmer und ihre im Unterneh-
men mitarbeitenden Ehegatten oder
Lebenspartner,

2. Personen, die sich auf der Unterneh-
mensstatte aufhalten; § 2 Abs. 3 Satz 2
erster Halbsatz gilt entsprechend,

3. Personen, die

a) im Ausland bei einer staatlichen
deutschen Einrichtung beschiftigt
werden,

b) im Ausland von einer staatlichen
deutschen Einrichtung anderen
Staaten zur Arbeitsleistung zur
Verfligung gestellt werden;

Versicherungsschutz besteht nur,
soweit die Personen nach dem Recht
des Beschaftigungsstaates nicht unfall-
versichert sind,

4. ehrenamtlich Tatige und biirger-
schaftlich Engagierte,

5. Kinder und Jugendliche wahrend der
Teilnahme an Sprachforderungs-
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kursen, wenn die Teilnahme auf Grund
landesrechtlicher Regelungen erfolgt.

Absatz 1 gilt nicht fur
1. Haushaltsfiihrende,

2. Unternehmervon nicht gewerbsmafig
betriebenen Binnenfischereien oder
Imkereien und ihre im Unternehmen
mitarbeitenden Ehegatten oder
Lebenspartner,

3. Personen, die aufgrund einer vom
Fischerei- oder Jagdausiibungsberech-
tigten erteilten Erlaubnis als Fischerei-
oder Jagdgast fischen oder jagen,

4. Reeder, die nicht zur Besatzung des
Fahrzeugs gehoren, und ihre im Unter-
nehmen mitarbeitenden Ehegatten
oder Lebenspartner

Freiwillige Versicherung

Auf schriftlichen oder elektronischen
Antrag kdnnen sich versichern

1. Unternehmer und ihre im Unternehmen
mitarbeitenden Ehegatten; ausgenom-
men sind Haushaltsfiihrende, Unter-
nehmervon nicht gewerbsmaBig
betriebenen Binnenfischereien, von
nicht gewerbsmafig betriebenen
Unternehmen nach § 123 Abs. 1Nr. 2
und ihre Ehegatten sowie Fischerei-
und Jagdgaste,

2. Personen, die in Kapital- oder Personen-
handelsgesellschaften regelmafig wie
Unternehmer selbstandig tatig sind,

3. gewdhlte oder beauftragte Ehrenamts-
trager in gemeinnitzigen Organisa-
tionen,

4. Personen, die in Verbandsgremien und
Kommissionen fiir Arbeitgeberorgani-
sationen und Gewerkschaften sowie
anderen selbstandigen Arbeitnehmer-
vereinigungen mit sozial- oder berufs-

politischer Zielsetzung (sonstige
Arbeitnehmervereinigungen) ehren-
amtlich tatig sind oder an Ausbildungs-
veranstaltungen fiir diese Tatigkeit
teilnehmen,

5. Personen, die ehrenamtlich fiir Par-
teien im Sinne des Parteiengesetzes
tdtig sind oder an Ausbildungs-
veranstaltungen fiir diese Tatigkeit
teilnehmen.

In den Féllen des Satzes 1 Nummer 3 kann
auch die Organisation, fiir die die Ehrenamts-
trager tatig sind, oder ein Verband, in dem
die Organisation Mitglied ist, den Antrag
stellen; eine namentliche Bezeichnung der
Versicherten ist in diesen Fallen nicht erfor-
derlich. In den Féllen des Satzes 1 Nummer 4
und 5 gilt Satz 2 entsprechend.

(2) Die Versicherung beginnt mit dem Tag, der
dem Eingang des Antrags folgt. Die Ver-
sicherung erlischt, wenn der Beitrag oder
Beitragsvorschuss binnen zwei Monaten
nach Falligkeit nicht gezahlt worden ist.
Eine Neuanmeldung bleibt so lange unwirk-
sam, bis der riickstandige Beitrag oder
Beitragsvorschuss entrichtet worden ist.

Dritter Abschnitt. Versicherungsfall

§7

Begriff

(1M Versicherungsfille sind Arbeitsunfille und
Berufskrankheiten.

(2) Verbotswidriges Handeln schlief3t einen
Versicherungsfall nicht aus.

§8

Arbeitsunfall

(0  Arbeitsunfille sind Unfille von Versicher-
ten infolge einer den Versicherungsschutz
nach § 2, 3 oder 6 begriindenden Tatigkeit
(versicherte Tatigkeit). Unfalle sind zeit-
lich begrenzte, von auf3en auf den Kérper
einwirkende Ereignisse, die zu einem
Gesundheitsschaden oder zum Tod fiihren.
Wird die versicherte Tatigkeit im Haushalt
der Versicherten oder an einem anderen
Ort ausgeiibt, besteht Versicherungs-



schutz in gleichem Umfang wie bei Aus-
tibung der Tatigkeit auf der Unterneh-
mensstatte.

(2) Versicherte Tatigkeiten sind auch

1. das Zuriicklegen des mit der versicher-
ten Tatigkeit zusammenhadngenden
unmittelbaren Weges nach und von dem
Ort der Tatigkeit,

2. das Zuriicklegen des von einem unmit-
telbaren Weg nach und von dem Ort
der Tatigkeit abweichenden Weges,
um
a) Kindervon Versicherten (§ 56 des
Ersten Buches), die mitihnen in
einem gemeinsamen Haushalt leben,
wegen ihrer, ihrer Ehegatten oder
ihrer Lebenspartner beruflichen
Tatigkeit fremder Obhut anzuver-
trauen oder

b) mit anderen Berufstdtigen oder
Versicherten gemeinsam ein Fahr-
zeug zu benutzen,

2a. das Zuriicklegen des unmittelbaren
Weges nach und von dem Ort, an dem
Kinder von Versicherten nach Nummer 2
Buchstabe a fremder Obhut anvertraut
werden, wenn die versicherte Tatigkeit
an dem Ort des gemeinsamen Haus-
halts ausgeiibt wird,

3. das Zuriicklegen des von einem unmit-
telbaren Weg nach und von dem Ort
der Tatigkeit abweichenden Weges der
Kinder von Personen (§ 56 des Ersten

Buches), die mitihnen in einem gemein-

samen Haushalt leben, wenn die Abwei-
chung darauf beruht, daf die Kinder
wegen der beruflichen Tatigkeit dieser
Personen oder deren Ehegatten oder
deren Lebenspartner fremder Obhut an-
vertraut werden,

4. das Zuriicklegen des mit der versicher-
ten Tatigkeit zusammenhdngenden
Weges von und nach der standigen Fa-
milienwohnung, wenn die Versicherten
wegen der Entfernung ihrer Familien-
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wohnung von dem Ort der Tatigkeit an
diesem oder in dessen Ndhe eine Unter-
kunft haben,

5. das mit einer versicherten Tatigkeit zu-
sammenhangende Verwahren, Befordern,
Instandhalten und Erneuern eines Arbeits-
gerdts oder einer Schutzausriistung sowie
deren Erstbeschaffung, wenn diese auf
Veranlassung der Unternehmer erfolgt.

(3) Als Gesundheitsschaden gilt auch die
Beschadigung oder der Verlust eines Hilfs-
mittels.

§9

Berufskrankheit

(1 Berufskrankheiten sind Krankheiten, die
die Bundesregierung durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates als
Berufskrankheiten bezeichnet und die Ver-
sicherte infolge einer den Versicherungs-
schutz nach § 2, 3 oder 6 begriindenden Ta-
tigkeit erleiden. Die Bundesregierung wird
ermdchtigt, in der Rechtsverordnung solche
Krankheiten als Berufskrankheiten zu be-
zeichnen, die nach den Erkenntnissen der
medizinischen Wissenschaft durch beson-
dere Einwirkungen verursacht sind, denen
bestimmte Personengruppen durch ihre
versicherte Tatigkeit in erheblich h6herem
Grade als die tibrige Bevolkerung ausge-
setzt sind; sie kann dabei bestimmen, daf3
die Krankheiten nur dann Berufskrank-
heiten sind, wenn sie durch Tatigkeiten in
bestimmten Gefahrdungsbereichen verur-
sacht worden sind. In der Rechtsverordnung
kann ferner bestimmt werden, inwieweit
Versicherte in Unternehmen der Seefahrt
auch in der Zeit gegen Berufskrankheiten
versichert sind, in der sie an Land beurlaubt
sind.

(1a) Beim Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales wird ein Arztlicher Sachverstindi-
genbeirat Berufskrankheiten gebildet. Der
Sachverstandigenbeirat ist ein wissen-
schaftliches Gremium, das das Bundesminis-
terium bei der Priifung der medizinischen
Erkenntnisse zur Bezeichnung neuer und
zur Erarbeitung wissenschaftlicher Stellung-
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nahmen zu bestehenden Berufskrankheiten
unterstiitzt. Bei der Bundesanstalt fiir Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin wird eine
Geschaftsstelle eingerichtet, die den Sach-
verstandigenbeirat bei der Erfiillung seiner
Arbeit organisatorisch und wissenschaft-
lich, insbesondere durch die Erstellung
systematischer Reviews, unterstiitzt. Das
N&dhere {iber die Stellung und die Organi-
sation des Sachverstdndigenbeirats und der
Geschaftsstelle regelt die Bundesregierung
in der Rechtsverordnung nach Absatz 1.

Die Unfallversicherungstrager haben eine
Krankheit, die nicht in der Rechtsverord-
nung bezeichnet ist oder bei der die dort
bestimmten Voraussetzungen nicht vorlie-
gen, wie eine Berufskrankheit als Versiche-
rungsfall anzuerkennen, sofern im Zeitpunkt
der Entscheidung nach neuen Erkenntnis-
sen der medizinischen Wissenschaft die
Voraussetzungen fiir eine Bezeichnung
nach Absatz 1Satz 2 erfiillt sind.

(2a) Krankheiten, die bei Versicherten vor der

Bezeichnung als Berufskrankheiten bereits
entstanden waren, sind riickwirkend friihes-
tens anzuerkennen

1. inden Fallen des Absatzes 1 als Berufs-
krankheit zu dem Zeitpunkt, in dem die
Bezeichnung in Kraft getreten ist,

2. inden Féllen des Absatzes 2 wie eine
Berufskrankheit zu dem Zeitpunkt, in
dem die neuen Erkenntnisse der medi-
zinischen Wissenschaft vorgelegen
haben; hat der Arztliche Sachverstén-
digenbeirat Berufskrankheiten eine
Empfehlung fiir die Bezeichnung einer
neuen Berufskrankheit beschlossen,
ist fiir die Anerkennung mafigebend der
Tag der Beschlussfassung.

(3) Erkranken Versicherte, die infolge der

besonderen Bedingungen ihrer versicherten
Tatigkeit in erhohtem Mafie der Gefahr der
Erkrankung an einerin der Rechtsverord-
nung nach Absatz 1 genannten Berufskrank-
heit ausgesetzt waren, an einer solchen
Krankheit und kdnnen Anhaltspunkte fiir

eine Verursachung auBerhalb der versicher-
ten Tatigkeit nicht festgestellt werden, wird
vermutet, daB diese infolge der versicher-
ten Tatigkeit verursacht worden ist.

(3a) Der Unfallversicherungstrager erhebt alle

(4)

Beweise, die zur Ermittlung des Sachver-
halts erforderlich sind. Dabei hat er neben
denin § 21 Absatz 1Satz 1 des Zehnten
Buches genannten Beweismitteln auch Er-
kenntnisse zu beriicksichtigen, die er oder
ein anderer Unfallversicherungstrdger an
vergleichbaren Arbeitspldtzen oder zu
vergleichbaren Tatigkeiten gewonnen hat.
Dies gilt insbesondere in den Fallen, in
denen die Ermittlungen zu den Einwirkun-
gen wahrend der versicherten Tatigkeit
dadurch erschwert sind, dass der Arbeits-
platz des Versicherten nicht mehr oder nur
in verdnderter Gestaltung vorhanden ist.
Die Unfallversicherungstrager sollen zur
Erfullung der Aufgaben nach den Satzen 2
und 3 einzeln oder gemeinsam tatigkeits-
bezogene Expositionskataster erstellen.
Grundlage fiir diese Kataster konnen die
Ergebnisse aus systematischen Erhebun-
gen, aus Ermittlungen in Einzelfdllen sowie
aus Forschungsvorhaben sein. Die Unfall-
versicherungstrager konnen auBBerdem
Erhebungen an vergleichbaren Arbeits-
platzen durchfiihren.

Besteht fiir Versicherte, bei denen eine Be-
rufskrankheit anerkannt wurde, die Gefahr,
dass bei der Fortsetzung der versicherten
Tatigkeit die Krankheit wiederauflebt oder
sich verschlimmert und ldsst sich diese Ge-
fahr nicht durch andere geeignete Mittel
beseitigen, haben die Unfallversicherungs-
trager darauf hinzuwirken, dass die Ver-
sicherten die gefahrdende Tatigkeit unter-
lassen. Die Versicherten sind von den
Unfallversicherungstragern tiber die mit der
Tatigkeit verbundenen Gefahren und mog-
liche SchutzmaBnahmen umfassend auf-
zuklaren. Zur Verhiitung einer Gefahr nach
Satz 1sind die Versicherten verpflichtet,

an individualpraventiven MaBnahmen der
Unfallversicherungstrager teilzunehmen
und an Mafinahmen zur Verhaltenspraven-
tion mitzuwirken; die §§ 60 bis 65a des
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Ersten Buches gelten entsprechend. Pflich-
ten der Unternehmer und Versicherten

nach dem Zweiten Kapitel und nach arbeits-
schutzrechtlichen Vorschriften bleiben hier-

von unberiihrt. Kommen Versicherte ihrer
Teilnahme- oder Mitwirkungspflicht nach
Satz 3 nicht nach, kdnnen die Unfallver-
sicherungstrager Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben oder die Leistung einer
danach erstmals festzusetzenden Rente
wegen Minderung der Erwerbsfahigkeit
oder den Anteil einer Rente, der auf eine
danach eingetretene wesentliche Anderung
im Sinne des § 73 Absatz 3 zuriickgeht,

bis zur Nachholung der Teilnahme oder
Mitwirkung ganz oder teilweise versagen.
Dies setzt voraus, dass infolge der fehlen-
den Teilnahme oder Mitwirkung der Versi-
cherten die Teilhabeleistungen erforderlich
geworden sind oder die Erwerbsminderung
oder die wesentliche Anderung eingetreten
ist; § 66 Absatz 3 und § 67 des Ersten
Buches gelten entsprechend.

Soweit Vorschriften tiber Leistungen auf
den Zeitpunkt des Versicherungsfalls ab-
stellen, ist bei Berufskrankheiten auf

den Beginn der Arbeitsunfahigkeit oder
der Behandlungsbediirftigkeit oder, wenn
dies fiir den Versicherten giinstiger ist,
auf den Beginn der rentenberechtigenden
Minderung der Erwerbsfahigkeit abzu-
stellen.

Die Bundesregierung regelt durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates

1. Voraussetzungen, Art und Umfang
von Leistungen zur Verhiitung des Ent-
stehens, der Verschlimmerung oder
des Wiederauflebens von Berufskrank-
heiten,

2. die Mitwirkung der fiir den medizini-
schen Arbeitsschutz zustdandigen Stel-
len bei der Feststellung von Berufs-
krankheiten sowie von Krankheiten,
die nach Absatz 2 wie Berufskrank-
heiten zu entschddigen sind; dabei
kann bestimmt werden, daf die fiir den

%
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Anhang

medizinischen Arbeitsschutz zustandi-
gen Stellen berechtigt sind, Zusammen-
hangsgutachten zu erstellen sowie

zur Vorbereitung ihrer Gutachten Ver-
sicherte zu untersuchen oder auf Kosten
der Unfallversicherungstrager andere
Arzte mit der Vornahme der Untersu-
chungen zu beauftragen,

3. dievon den Unfallversicherungstragern
fur die Tatigkeit der Stellen nach Num-
mer 2 zu entrichtenden Gebiihren;
diese Gebiihren richten sich nach dem
fur die Begutachtung erforderlichen Auf-
wand und den dadurch entstehenden
Kosten.

Die Unfallversicherungstrager haben die
fiir den medizinischen Arbeitsschutz zu-
standige Stelle tiber den Ausgang des Be-
rufskrankheitenverfahrens zu unterrichten,
soweit ihre Entscheidung von der gutach-
terlichen Stellungnahme der zustandigen
Stelle abweicht.

Die Unfallversicherungstrager wirken bei
der Gewinnung neuer medizinisch-wissen-
schaftlicher Erkenntnisse insbesondere

zur Fortentwicklung des Berufskrankheiten-
rechts mit; sie sollen durch eigene For-
schung oder durch Beteiligung an fremden
Forschungsvorhaben dazu beitragen, den
Ursachenzusammenhang zwischen Erkran-
kungshdufigkeiten in einer bestimmten Per-
sonengruppe und gesundheitsschadlichen
Einwirkungen im Zusammenhang mit der
versicherten Tatigkeit aufzuklaren. Die Ver-
bénde der Unfallversicherungstrager ver-
offentlichen jahrlich einen gemeinsamen
Bericht iber ihre Forschungsaktivitaten und
die Forschungsaktivitdten der Trager der
gesetzlichen Unfallversicherung. Der Be-
richt erstreckt sich auf die Themen der
Forschungsvorhaben, die Héhe der auf-
gewendeten Mittel sowie die Zuwendungs-
empfanger und Forschungsnehmer
externer Projekte.

Die fiir den medizinischen Arbeitsschutz
zustandigen Stellen diirfen zur Feststellung

von Berufskrankheiten sowie von Krankhei-
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ten, die nach Absatz 2 wie Berufskrankheiten
zu entschadigen sind, Daten verarbeiten
sowie zur Vorbereitung von Gutachten Ver-
sicherte untersuchen, soweit dies im Rah-
men ihrer Mitwirkung nach Absatz 6 Nr. 2
erforderlich ist; sie diirfen diese Daten ins-
besondere an den zustandigen Unfallversi-
cherungstrager tibermitteln. Die erhobenen
Daten diirfen auch zur Verhiitung von Arbeits-
unfdllen, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren gespeichert,
verdndert, genutzt, ibermittelt oderin der
Verarbeitung eingeschrankt werden. Soweit
die in Satz 1 genannten Stellen andere Arzte
mit der Vornahme von Untersuchungen
beauftragen, ist die Ubermittlung von Daten
zwischen diesen Stellen und den beauftrag-
ten Arzten zuldssig, soweit dies im Rahmen
des Untersuchungsauftrages erforderlich ist.

Sozialgesetzbuch (Gliederung)
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SGBV - Gesetzliche Krankenversicherung —
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SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen —

SGB X - Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz -
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SGB XIl - Sozialhilfe —






Berufsgenossenschaft
Energie Textil Elektro
Medienerzeugnisse

Gustav-Heinemann-Ufer 130 @ www.bgetem.de
50968 Koln
Telefon 02213778-0 0 facebook.com/bgetem
Telefax 0221 3778-1199

@ youtube.com/diebgetem
Bestell-Nr. ]B016

Yy

twitter.com/bg_etem
instagram.com/bg__etem
xing.to/bgetem

de.linkedin.com/company/bgetem

@ B X ©

www.bgetem.de/ganzsicher

8-1-3—Stand: 10/23 Alle Rechte beim Herausgeber
Gedruckt auf Papier aus nachhaltiger Forstwirtschaft


https://www.bgetem.de
https://facebook.com/bgetem
https://youtube.com/diebgetem
https://twitter.com/bg_etem
https://instagram.com/bg__etem
https://xing.to/bgetem
https://de.linkedin.com/company/bgetem
https://www.bgetem.de/ganzsicher

	Die Renten- und die Widerspruchsausschüsse
	Inhalt
	Vorwort
	Kapitel 1: Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten – Verwaltungsverfahren und Leistungen
	1.1 Einleitung
	1.1.1 Aufgaben des Rentenausschusses und des Widerspruchsausschusses
	1.1.2 Besetzung der Rentenausschüsse und der Widerspruchsausschüsse
	1.1.3 Ehrenamt
	1.1.4 Amtsdauer
	1.1.5 Zusammenspiel zwischen Verwaltung – Rentenausschuss –Widerspruchsausschuss

	1.2 Das Verwaltungsverfahren nach einem Arbeitsunfall oder bei Verdacht auf eine Berufskrankheit
	1.2.1 Beginn des Verfahrens
	1.2.2 Untersuchungsgrundsatz
	1.2.3 Die Beweismittel
	1.2.4 Zwischennachrichten
	1.2.5 Abschluss des Verfahrens
	1.2.6 Zusammenfassung

	1.3 Arbeitsunfälle
	1.3.1 Versicherte Personen
	1.3.2 Der Arbeitsunfall
	1.3.3 Kausalzusammenhänge
	1.3.4 Beweisanforderungen

	1.4 Das Berufskrankheitenverfahren
	1.4.1 Wer meldet den Verdachtauf eine Berufskrankheit?
	1.4.2 Welche Voraussetzungenmüssen für die Anerkennung einer Berufskrankheiterfüllt sein?
	1.4.3 Weitere Besonderheiten im Berufskrankheitenverfahren

	1.5 Leistungen nach Eintritt eines Versicherungsfalls
	1.5.1 Heilbehandlung (medizinische Rehabilitation)
	1.5.2 Pflege
	1.5.3 Leistungen zur Teilhabeam Arbeitsleben
	1.5.4 Leistungen zur sozialenTeilhabe
	1.5.5 Geldleistungen
	1.5.6 Waisenrente
	1.5.7 Elternrente

	Kapitel 2: Anhang
	Sozialgesetzbuch (SGB) IV – Auszug
	Auszug aus der Satzung
	Berufskrankheitenverordnung – Auszug
	Berufskrankheiten-Liste (Anlage 1 der Berufskrankheitenverordnung)
	Sozialgesetzbuch (SGB) VII – Auszug
	Sozialgesetzbuch (Gliederung)




